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Bericht der Bundesregierung 
über die Integration 
in den Europäischen Gemeinschaften 

(Berichtszeitraum Oktober 1971 bis März 1972, 
im Anschluß an den Bericht vom 26. Oktober 1971, 
Drucksache VI/2771) 


A. Deutsche Europapolitik - 
Bilanz und Ausblick 

Der Berichtszeitraum hat für die Entwicklung der 
Europäischen Gemeinschaft bedeutende Fortschritte 
gebracht. 

— Die Verträge über den Beitritt Großbritanniens, 
Irlands, Dänemarks und Norwegens zur Gemein- 
schaft wurden unterzeichnet und die Verhand- 
lungen über besondere Vereinbarungen mit den 
Rest-EFTA-Staaten Österreich, Schweiz, Schwe- 
den, Finnland, Island und Portugal aufgenom- 
men; 

— mit den USA wurde eine handelspolitische Ver- 
einbarung abgeschlossen und dabei die Bereit- 
schaft zu umfassenden Verhandlungen im Rah- 
men des GATT erklärt; 

— die währungspolitischen Schwierigkeiten wurden 
überwunden und die Arbeiten zur Verwirk- 
lichung der Wirtschafts- und Währungsunion 
wieder aufgenommen; 

— über die Grundfragen der Agrarpolitik, vor allem 
die Preise und die Strukturmaßnahmen und die 
Abwicklung der Folgen der währungspolitischen 
Schwierigkeiten wurde Einigkeit erzielt; 

— - die politische Zusammenarbeit, an der die Bei- 
trittsländer nunmehr voll mitwirken, wurde in- 
tensiviert. 

Auf diese Vorgänge wird im einzelnen in diesem 
Bericht eingegangen. Ihre außergewöhnliche, zu- 
kunftsweisende Bedeutung gibt Anlaß dazu, die 
weiteren Ziele der deutschen Europapolitik zu kenn- 
zeichnen. Deshalb wird im folgenden eine Übersicht 
über wesentliche Grundzüge der von der Bundes- 
regierung in nächster Zeit angestrebten Entwicklung 
gegeben. 


I. Allgemeines zur Europapolitik 

1. Ziel der Bundesregierung bleibt es weiterhin, 
die Europäische Gemeinschaft zu einer möglichst 
weite Bereiche umfassenden Union der europäischen 
Staaten und der durch sie repräsentierten Völker 
auszugestalten. Für die nächste Zeit kommt es vor 
allem darauf an, die bestehenden Gemeinschaften 
weiter auszubauen sowie die von den Staaten auf 


den nicht von den Verträgen erfaßten Gebieten be- 
I triebenen Politiken zu harmonisieren. Dazu müßten 
I die Mitgliedstaaten sich noch mehr, als es bisher in 
| zahlreichen Bereichen bereits geschehen ist, gemein- 
i schaftlichen Bindungen unterwerfen. Die Bundesre- 
gierung ist dazu bereit. 

Sie sieht integrationspolitische Fortschritte in jedem 
einzelnen Bereich als Bestandteil einer umfassenden 
Entwicklung zu einem vereinten Europa an, dessen 
Kern die bestehende Gemeinschaft bildet. 

; 2. Mit dieser Zielsetzung nimmt die deutsche Eu- 
1 ropapolitik einen festen Platz im Gesamtzusammen- 
hang der deutschen Außenpolitik ein. Sie fügt die 
Wirtschafts- und Sozialordnung der Bundesrepublik 
in die freiheitliche westliche Gesellschaft ein. Zu- 
gleich stärkt sie die Verankerung der Bundesrepu- 
blik im westlichen Bündnis. Der Entspannungspolitik 
gegenüber dem Osten gibt sie eine sichere Grund- 
lage und schafft damit die Voraussetzung einer Ost 
und West umfassenden europäischen Friedensord- 
nung. 


II. Innerer Ausbau der Gemeinschaft 

3. Im Mittelpunkt der Bemühungen um den inneren 
; Ausbau der Gemeinschaft wird auch in nächster Zeit 
i die Wirtschafts- und Währungsunion stehen. Der 
| Rahmen, den die Gemeinschaft als Wirtschafts- und 
! Währungsunion ausfüllen und der Weg, auf dem 
' sie stufenweise dieses Ziel erreichen soll, sind durch 
| die Entschließung des Rates vom 22. März 1971 fest- 
i gelegt. Sie bildet die Grundlage für die weitere Ent- 
j Wicklung. Es kommt darauf an, diese Entschließung 
j nunmehr konsequent und zielstrebig durchzuführen, 
i 

Dazu hat der Rat mit der Entschließung vom 21. März 
1972 bereits erste Beschlüsse gefaßt. In der nächsten 
I Zeit müssen diese in die Praxis umgesetzt werden. 

! Vor allem muß die Koordinierung der kurzfristigen 
; Wirtschaftspolitik, für die ein besonderer Ausschuß 
i eingesetzt wurde, mit der notwendigen Intensität, 
und Verständigungsbereitschaft geführt werden. Da- 
bei handelt es sich um einen längeren Prozeß, in den 
möglichst bald auch die Beitrittsländer einbezogen 
werden müssen. Durch ihn werden die Vorausset- 
zungen für den Übergang zur zweiten Stufe der 
Wirtschafts- und Währungsunion geschaffen. Die 
| Bundesregierung wird sich darum bemühen, daß er 
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trotz der Verzögerungen, die im Jahre 1971 durch 
die währungspolitischen Vorgänge eingetreten sind, 
fristgerecht vollzogen werden kann. 

4 . Mit der fortschreitenden Koordinierung der j 
Wirtschaftspolitik stellt sich auch auf der Gemein- i 
schaftsebene immer dringlicher die Frage nach dem I 
Inhalt der Politik, die betrieben werden soll. Diese j 
Frage stellt sich auch bei den zahlreichen Einzel- i 
bereichen der Wirtschaftspolitik, in denen der Aus- 
bau der Gemeinschaft vorangetrieben werden muß. 

Die Gemeinschaft ist insoweit über einige Grund- i 
satzerklärungen kaum hinausgekommen. Beim prak- j 
tischen Vollzug war die Gemeinschaft aber meist j 
nicht oder nur in äußerst langwierigen Verhandlun- 
gen in der Lage, in den harten Kern der historisch 
gewachsenen, auf der wirtschaftlichen und sozialen ‘ 
Struktur beruhenden Interessengegensätze vorzu- . 
stoßen. Die Gemeinschaft kann den drängenden Pro- 
blemen aber nicht mehr ausweichen. Sie muß sich 
um den Durchbruch zu einer gemeinsamen Politik in j 
den Grundfragen der modernen Gesellschaft bemü- i 
hen, um den sozialen Fortschritt zu fördern. Die Bun- I 
desregierung ist bereit, ihren Beitrag hierzu zu lei- j 
sten. 

Die Bundesregierung wird sich weiterhin dafür ein- 
setzen, daß die Gemeinschaft eine auf Stabilität und ! 
Wachstum gerichtete Politik betreibt. Nach ihrer 
Auffassung muß sich die Wirtschaftspolitik auch auf i 
der Gemeinschaftsebene von marktwirtschaftlichen 1 
Grundsätzen leiten lassen und dirigistische Eingriffe ! 
in den Wirtschaftsablauf vermeiden. Insbesondere 
muß dem Wettbewerb und der unternehmerischen ; 
Entscheidung ausreichender Raum erhalten bleiben. 
Das ist zugleich ein wirksames Mittel, den sozialen 
Fortschritt in der Gemeinschaft zu fördern. 

Im Rahmen der marktwirtschaftlichen Ordnung muß 
sich die Gemeinschaft aber auch den gesellschafts- 
politischen Aufgaben unserer Zeit stellen. Sie kön- 
nen von den Mitgliedstaaten vielfach nicht mehr 
allein bewältigt werden, weil sie die nationalen 
Grenzen überschreiten. Vor allem aber muß sich die 
Gemeinschaft ihrer aber auch annehmen, um gegen- 
über den Bürgern und insbesondere der Jugend die 
Ausstrahlung zu gewinnen, die erforderlich ist, um 
das öffentliche Bewußtsein als Träger künftiger : 
Entwicklung zu wecken. 

5 . Diese Aufgaben stellen sich in zahlreichen Ein- 

zelbereichen. Bei ihnen wird die Gemeinschaft teil- 
weise bereits tätig, teilweise fehlen ihr aber auch 
gerade hinsichtlich der gesellschaftspolitisch rele- 
vanten Aufgaben noch Befugnisse. Die Bundesregie- i 
rung ist bereit, die erforderlichen Kompetenzen zu ! 
übertragen. Sie ist der Auffassung, daß diese Be- | 
reiche von einer kohärenten Gemeinschaftspolitik 
umfaßt werden sollten. Sie wird sich daher darum i 
bemühen, die Gemeinschaftsorgane auch dort, wo , 
es ihnen bisher nicht möglich war, tätig werden zu | 
lassen und die Aktivitäten der Mitgliedstaaten mög- ■ 
liehst eng in den Rahmen der Gemeinschaftsorgane i 
einzufügen. j 


Für die Einzelbereiche, die in dem Bericht ausführ- 
lich abgehandelt werden, sollen dazu nur wenige 

Hinweise gegeben werden: 

— In der Agrarpolitik wurden bereits Beschlüsse 
über die Preise, die Strukturmaßnahmen und die 
Abwicklung der Aufwertungsfolgen gefaßt. Sie 
sind gerade unter dem Gesichtspunkt der sozia- 
len Lage der Landwirtschaft zu begrüßen und 
müssen nunmehr durchgeführt werden. 

— In der Industriepolitik müssen im Rahmen der 
marktwirtschaftlichen Ordnung Wege gefunden 
werden, um die Kooperationshemmnisse abzu- 
bauen, die sozialen Folgen von Anpassungspro- 
zessen zu mildern und den technischen Fortschritt 
zu fördern. 

— Für die Regionalpolitik müssen bis zum 1. Okto- 
ber 1972 Beschlüsse gefaßt werden, die über den 
Einsatz von Mitteln des Agrarfonds hinaus wei- 
tere Gemeinschaftsmittel vorsehen, die in den 
Regionen, die besonders stark hinter dem allge- 
meinen Wachstum in der Gemeinschaft Zurück- 
bleiben, die Bemühungen der Mitgliedstaaten 
von der zweiten Stufe der Wirtschafts- und Wäh- 
rungsunion an unterstützen. 

— Beim Umweltschutz begrüßt die Bundesregierung 
die Bemühungen der Kommission, gemeinsame 
Lösungen herbeizuführen. Sie wird die Kommis- 
sion dabei unterstützen und ihre eigenen Arbei- 
ten, die unvermindert fortgesetzt werden, in die- 
sen Rahmen einfügen. 

— Besondere Bemühungen sind zur Bekämpfung 
des Drogen-Mißbrauchs eingeleitet worden. Die 
Bundesregierung wird die eingeleitete Zusam- 
menarbeit weiter unterstützen und sich dafür 
einsetzen, daß die Beratungen der Mitglied- 
staaten und aller Beitrittsländer als gemeinsame 
Aufgabe in den Rahmen der Gemeinschaft ge- 
stellt werden. 

— Die Bundesregierung bemüht sich nachhaltig, ein 
neues Mehrjahresprogramm für die Forschungs- 
tätigkeit von Euratom zu erreichen; sie hält 
für erforderlich, daß Entwürfe für ein derartiges 
Programm umgehend erarbeitet werden. Das 
Euratom-Forschungsprogramm muß eine sinn- 
volle Auslastung der Gemeinsamen Forschungs- 
stelle, wenn möglich auch durch nicht- 
nukleare Aufgaben, gewährleisten. Ferner be- 
müht sich die Bundesregierung, die Brennstoff- 
Versorgungsregelungen des EAG-Vertrages und 
die Versorgungspolitik Euratoms an die heu- 
tigen wirtschaftlichen Gegebenheiten anzupas- 
sen/ Die Bundesregierung ist im übrigen nach- 
drücklich bestrebt, die laufenden Verhandlungen 
Euratom/IAEO über ein Verifikationsabkom- 
men zu einem Ergebnis zu führen, das die Eigen- 
ständigkeit Euratoms und seines Sicherheits- 
kontrollsystems voll anerkennt. 

— In der Bildungspolitik werden nach der bevor- 
stehenden Gründung des Europäischen Hoch- 
schulinstituts in Florenz die Bemühungen um 
eine bessere Zusammenarbeit zwischen den Mit- 
gliedstaaten fortgesetzt werden. 
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— In der Verkehrspolitik unterstützt die Bundes- 
republik die Bemühungen der Kommission, ein 
ausgewogenes, langfristiges Programm für das 
parallele Vorgehen bei der Liberalisierung der 
Verkehrsbedingungen einerseits und der Harmo- 
nisierung der Wettbewerbsbedingungen anderer- 
seits aufzustellen. 

— In allen diesen Bereichen sind wichtige sozial- 
politische Anliegen zu verwirklichen. Bei der 
Sozialpolitik im engeren Sinne wird die Bundes- 
regierung sich vor allem für Fragen des gemein- 
samen Arbeitsmarktes, wie die Beseitigung 
struktureller Unterbeschäftigung und Arbeits- 
losigkeit einsetzen. Sie mißt deshalb der Aus- 
arbeitung einer gemeinsamen Politik der Berufs- 
ausbildung einschließlich der sozialen Förderung 
der beruflichen Bildung Priorität zu. 


III. Außenbeziehungen der Gemeinschaft 

6 . Nach der Erweiterung kommt der Gemeinschaft 
wegen ihrer überragenden Stellung im Welthandel 
eine besondere Verantwortung für die Gestaltung 
der weltwirtschaftlichen Beziehungen zu. Dabei muß 
es das Ziel sein, den von ihr umfaßten Handelsraum ; 
auch der übrigen Welt weiter zu öffnen. Diese Not- 
wendigkeit ergibt sich im Hinblick auf 

— das politische Bedürfnis, Spannungen im Verhält- : 
nis zu den anderen Welthandelspartnern zu ver- 
meiden oder abzubauen, 

— die wirtschaftspolitische Notwendigkeit, die 
Wachstums- und Stabilitätsbedingungen für die j 
erweiterte Gemeinschaft und ihre Umwelt zu 
sichern, die optimal nur bei einer Intensivierung 
der internationalen Arbeitsteilung gegeben sind, 

— die entwicklungspolitische Aufgabe, den Entwick- i 
lungsländern bei der Integrierung in die Welt- 
wirtschaft behilflich zu sein. 

Zur Verwirklichung dieser Aufgabe muß die Ge- j 
meinschaft eine aktive Rolle bei der Gestaltung der i 
zukünftigen Beziehungen übernehmen. Es gilt nun, i 
eine weltoffene Politik der Gemeinschaft bei der Ge- j 
staltung ihrer Außenbeziehungen erkennbar zu be- j 
kräftigen, die einzelnen Aktionen mehr als bisher | 
miteinander in Verbindung zu bringen und Impulse j 
für die Fortführung des Begonnenen zu geben. Als j 
einer der wichtigsten Partner des Welthandels und j 
auch kraft ihres politischen Eigengewichts trägt die | 
Gemeinschaft insoweit eine große Verantwortung. j 

I 

Diese Grundsätze werden insbesondere von Bedeu- i 
tung sein, wenn, wie im Zusammenhang mit den | 
Verhandlungen mit den Vereinigten Staaten er- j 
klärt wurde, ab 1973 multilaterale Verhandlungen I 
zur weiteren Liberalisierung des Welthandels ge- | 
führt werden. Nach Ansicht der Bundesregierung 
sollte dabei das Schwergewicht auf die Einleitung ; 
einer neuen Zollsenkungsrunde und Maßnahmen J 
zur Beseitigung der technischen Handelshemmnisse i 
gelegt werden. In der nächsten Zeit wird es vor 
allem darauf ankommen, diese Verhandlungen im j 
Rahmen des GATT vorzubereiten. 


Die Weiterentwicklung der Gemeinschaft kann nur 
in laufender Verständigung mit ihrer Umwelt voll- 
zogen werden. Dazu muß sie den Dialog mit ihren 
Handelspartnern suchen. Der Dialog mit den USA, 
für dessen Verbesserung sich die Bundesregierung 
auch aus allgemein politischen Gründen weiterhin 
einsetzen wird, kann dabei als Modell für die Kon- 
takte dienen, die auch zu den übrigen Industrie- 
staaten gesucht werden müssen. 

Gegenüber d$n Staatshandelsländern sollte sich die 
Gemeinschaft auch künftig davon leiten lassen, daß 
die wirtschaftliche Zusammenarbeit ein wichtiger 
Faktor der Entspannungspolitik ist. Sie sollte die 
Staatshandelsländer zu gegenseitigem Vorteil in die 
Politik der Öffnung der Märkte einbeziehen. Sie 
sollte auch zu einer vertieften industriellen und 
wissenschaftlich-technischen Kooperation bereit sein. 
Die Bundesregierung tritt dafür ein, daß die Gemein- 
schaft auf Grund der Zuständigkeit zum Abschluß 
von Handelsabkommen, die ihr vom 1. Januar 1973 
an endgültig zusteht, den Staatshandelsländern ent- 
sprechende Angebote unterbreitet. 

7 . Bei der künftigen Gestaltung der Außenbezie- 
hungen wird auch die Verantwortung, die die Ge- 
meinschaft - verstärkt noch nach ihrer Erweiterung 
— gegenüber den Entwicklungsländern trägt, eine 
besondere Rolle spielen. Die Bundesregierung hat 
sich grundsätzlich positiv zu dem Memorandum der 
EG-Kommission über eine gemeinschaftliche Politik 
der Zusammenarbeit mit diesen Ländern geäußert. 
Die Kommission befaßt sich eingehend mit dem Ziel 
einer abgestimmten Kooperationspolitik. Diese Ziel- 
vorstellung steht im wesentlichen im Einklang mit 
dem von der Bundesregierung formulierten Entwick- 
lungspolitischen Ziel, den wirtschaftlichen und so- 
zialen Fortschritt der Entwicklungsländer in einem 
System weltweiter Partnerschaft zu fördern, um die 
Lebensbedingungen der Bevölkerung in diesen Län- 
dern zu verbessern. Dabei wird der Regelung der 
Beziehungen zu den Ländern besondere Bedeutung 
zukommen, die bereits vor ihrer Unabhängigkeit 
in einem besonderen Verhältnis zu einzelnen Mit- 
gliedstaaten, sowohl der ursprünglichen, wie auch 
der erweiterten Gemeinschaft standen. So hat die 
Gemeinschaft nicht nur ihre Bereitschaft erklärt, die 
engen Beziehungen, die sie mit einer Reihe afrika- 
nischer Staaten bereits unterhält, durch eine Fort- 
setzung der bisherigen Assoziierungen weiterzu- 
führen, sondern ihre Assoziierungspolitik auch auf 
die unabhängigen Entwicklungsländer des Common- 
wealth in Afrika, im Indischen und Pazifischen 
Ozean sowie im Karibischen Raum auszudehnen. Als 
ein Ergebnis der Beitrittsverhandlungen, das in 
einem Protokoll zum Beitrittsvertrag niedergelegt 
wurde, wird diesen Ländern angeboten, ihre künf- 
tigen Beziehungen zu der erweiterten Gemeinschaft 
durch eine Beteiligung an dem ab Mitte 1973 neu 
auszuhandelnden bisherigen Abkommen von Jaun- 
de oder durch den Abschluß eines oder mehrerer 
besonderer Assoziierungs- bzw. Handelsabkom- 
men zu regeln. 

Besondere Aufgaben stellen sich im Mittelmeer- 
raum, zu dem die Gemeinschaft besondere Bindun- 
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gen besitzt. Hier werden in nächster Zeit Verhand- 
lungen vor allem mit den Maghrebstaaten über den 
Abschluß von Abkommen geführt werden, die über 
den Handelsbereich hinaus andere Aktionen im Be- 
reich der wirtschaftlichen und finanziellen Zusam- 
menarbeit einschließen werden. Ferner laufen Ver- 
handlungen mit den anderen Partnerstaaten, um die 
Abkommen mit diesen Staaten an die Lage nach 
der Erweiterung anzupassen. 

Die jetzt überwiegend regional ausgerichtete Koope- 
rationspolitik ist bei dem erreichten Stand des Zu- 
sammenwachsens der Völker ein wichtiger, aber 
nicht mehr ausreichender Ansatz für die Verwirk- 
lichung einer künftigen gemeinsamen Kooperations- 
politik, die daher allmählich in ein weltweites 
System entwicklungspolitischer Maßnahmen weiter- 
zuentwickeln ist. Nach Ansicht der Bundesregierung 
sollten Lösungen angestrebt werden, durch welche 
die Abkommen im Mittelmeerraum und in Afrika 
langfristig in ein weltweit ausgerichtetes Gesamt- 
konzept eingefügt werden können. Auf handels- 
politischem Sektor wird dieses Ziel durch die Ge- 
währung von Handelsvorteilen an alle Entwick- 
lungsländer erreicht. Dieselbe weltweite Ausrich- 
tung, die eine regionale Schwerpunktbildung nicht 
ausschließt, wird als Endziel der gesamten Koope- 
rationspolitik einschließlich der finanziellen und 
technischen Hilfe anzustreben sein. Man muß sich 
hier jedoch darüber im klaren sein, daß für die Aus- 
weitung dieser Hilfe über die bisherigen Schwer- 
punkte hinaus weitere Integrationsfortschritte er- 
forderlich sind. 

IV. Institutionelle und politische Entwicklung 
der Gemeinschaft 

8 . Parallel zu Fortschritten in den genannten Be- 
reichen müssen die institutioneilen Probleme einer 
Lösung zugeführt werden. Die Bundesregierung 
wird sich weiterhin dafür einsetzen, daß das Funk- 
tionieren und die Wirksamkeit der Organe verbes- 
sert wird. Das gilt zunächst für die Tätigkeit des 
Rates. 

Die Rolle der Kommission wird gerade in der er- 
weiterten Gemeinschaft an Bedeutung gewinnen. 
Ohne ihre Vorschläge und ihre Vermittlungsdienste 
werden Beschlüsse im größeren Rahmen noch schwe- 
rer zustande kommen. Deshalb muß die Kommission 
auch weiterhin den ihr gebührenden bedeutenden 
Platz im institutionellen System einnehmen. Ein 
Schwerpunkt aller institutionellen Anstrengungen 
muß auch weiterhin bei der Stärkung des Europäi- 
schen Parlaments liegen. 

Ein wesentlicher Grund dafür, daß die Gemeinschaft 
bisher ihre Aufgaben vor allem im gesellschafts- 
politischen Bereich nur unvollkommen erfüllen 
konnte, ist darin zu sehen, daß die Entscheidungen 
der Organe nur mittelbar über die im Rat handeln- 
den Regierungen legitimiert sind. Die Kernprobleme 
der modernen Gesellschaft können aber auf Ge- 
meinschaftsebene nur in einem unmittelbar demo- 
kratisch fundierten Willensbildungsprozeß gelöst 
werden. 


Die Bundesregierung wird sich deshalb dafür ein- 
[ setzen, daß der Plan für eine Direktwahl der Abge- 
ordneten vorangetrieben wird. Sie wird weiterhin 
beständig dafür eintreten, daß die Rolle des Par- 
laments im Rechtsetzungsverfahren gestärkt und 
echte Mitwirkungsbefugnisse begründet werden. So- 
lange sich eine derartige Entwicklung noch nicht 
durchsetzen läßt, weil nicht alle Staaten auf ihre Po- 
sitionen verzichten wollen, wird die Bundesregie- 
rung für eine ständige Ausweitung der praktischen 
: Einwirkungsmöglichkeiten des Europäischen Parla- 
ments eintreten. 

i 

9 . Die im Luxemburger Bericht vorgesehenen quali- 
fizierten außenpolitischen Konsultationen der Ge- 
meinschaftsstaaten haben sich auf allen Ebenen gut 
eingespielt. Dank der erzielten guten Fortschritte ist 
die politische Zusammenarbeit (PZ) jedoch an einem 
Punkt angelangt, an dem ihre Arbeitsmethoden 
substantiell verbessert werden sollten. Das Volu- 
men der „Sekretariats "-Arbeit wächst ständig und 
wird — nicht zuletzt im Zuge der Teilnahme der 
Vier — weiter wachsen. Um hier Abhilfe zu schaf- 
fen, hat die Bundesregierung bei der Minister- 
konsultation am 5. November 1971 in Rom die Bil- 
dung eines Sekretariats vorgeschlagen. Ein erster 
Gedankenaustausch mit den Partnerstaaten hierüber 
ist im Gange. 

Was das Verhältnis der PZ zur Europäischen Ge- 
meinschaft betrifft, so ist die Bundesregierung der 
Auffassung, daß die PZ die natürliche Verlängerung 
und Ergänzung der Gemeinschaft ist. Sie hält daher 
eine verstärkte Interaktion zwischen der PZ und der 
EG für erstrebenswert. Dabei wird die Bundes- 
regierung weiterhin darauf achten, daß die Befug- 
nisse der Gemeinschaftsorgane nicht beeinträchtigt 
werden. Die politische Zusammenarbeit muß, wenn 
sie auch formal außerhalb der Gemeinschaft steht, 
näher an diese herangeführt werden. 

10 . Das Jahr 1972 ist ein Jahr des Übergangs. An 
seinem Ende steht das Inkrafttreten der Beitritts- 
verträge, die erhebliche Änderungen in der Zu- 

: sammensetzung der Gemeinschaftsorgane mit sich 
: bringen werden. Die Gemeinschaft muß sich z. Z. 

| auf diese Entwicklung vorbereiten, damit sie sich 
, reibungslos vollzieht. Dieser Prozeß ist bereits im 
, Gange. Seinen sichtbaren Ausdruck findet er in der 
Mitwirkung der Vertreter der Beitrittsländer in 
einer Reihe von Ausschüssen und in der Möglichkeit 
1 der vorherigen Konsultation aller Ratsbeschlüsse. 

Entscheidend kommt es aber darauf an, der erwei- 
terten Gemeinschaft auch die Ziele für ihre künftige 
Tätigkeit zu setzen. Das ist Aufgabe der Gipfel- 
konferenz, die im Oktober 1972 in Paris stattfinden 
: wird. Auf der Tagesordnung der Gipfelkonferenz 
i stehen folgende drei Themen: 

! a) Wirtschafts- und Währungsunion und sozialer 
Fortschritt in der Gemeinschaft. 

i b) Institutioneile Stärkung der Gemeinschaft und 
Fortschritte im politischen Bereich. 

| c) Außenbeziehungen der Gemeinschaft und ihre 
j Verantwortung in der Welt. 
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B. Ausbau der 

Europäischen Gemeinschaft 


I. Institutioneile Fragen 
Europäisches Parlament 

II. Die Bundesregierung hat sich weiterhin dafür 
eingesetzt, daß in den Fragen „Direktwahl" der Ab- 
geordneten und Erweiterung der Befugnisse des 
Europäischen Parlaments Fortschritte erzielt werden. 
Der bisherige Präsident des Europäischen Paria- j 
ments, der SPD-Bundestagsabgeordnete Walter Beh- 
rendt, ist am 14. März 1972 für ein weiteres Jahr in 
seinem Amt bestätigt worden. 

Rat 

i 

12 . Bis zum 31. Dezember 1971 hatte Italien im Rat j 
der Europäischen Gemeinschaften turnusgemäß den 
Vorsitz inne. Für die erste Jahreshälfte 1972 ging 
der Vorsitz an Luxemburg. 

Kommission 

13 . Präsident Malfatti ist mit dem 22. März 1972 j 
aus der Kommission ausgeschieden. Zum Nachfolger , 
im Präsidentenamt ist der bisherige Vizepräsident j 
Mansholt ernannt worden. Neues Mitglied der Kom- i 
mission wurde der Italiener Scarascia Mugnozza, 
bisher Abgeordneter des EP. Er wurde zugleich zum 
Vizepräsidenten ernannt. 


II. Wirtschafts- und Währungspolitik 
Wiederaufnahme der Arbeiten 
an der Wirtschafts- und Währungsunion 

14 . Durch das Fortbestehen der währungspoliti- j 
sehen Unsicherheit im 4. Quartal 1971 konnten die j 
meisten der in der Entschließung des Rates vom 
22. März 1971 festgelegten Maßnahmen für die 
1. Stufe der Wirtschafts- und Währungsunion zu- J 
nächst nicht weitergeführt werden. j 

Der Rat konnte jedoch am 26. Oktober 1971 auf sei- 
ner zweiten turnusmäßigen Konsultation zur Ko- 
ordinierung der kurzfristigen Wirtschaftspolitik über 
den ersten von der Kommission vorgelegten Jahres- 
bericht über die Wirtschaftslage der Gemeinschaft 
beraten und beschließen. Gemäß der Entscheidung 
des Rates vom 22. März 1971 über die Verstärkung 
der Koordinierung der kurzfristigen Wirtschafts- 
politik sollte es dieser Bericht ermöglichen, Leit- 
linien festzulegen, die jeder Mitgliedstaat im 
folgenden Jahr zu beachten hat. Die Vorbereitungen 
dieser Gemeinschaftskonsultationen als auch der 
materielle Gehalt des Jahreswirtschaftsberichts ent- 
sprachen jedoch doch nicht den Anforderungen, die 
an eine wirksame und zunehmende Koordinierung ! 
der Wirtschaftspolitik gestellt werden müssen. 

Die Washingtoner Währungsbeschlüsse vom 18. De- I 
zember 1971 haben für die Arbeiten an der Wirt- : 
schafts- und Währungsunion eine neue Ausgangs- 
lage geschaffen. Die wichtigste Neuerung neben der j 


Festsetzung neuer Wechselkurse (in der EWG blieb 
nur der Wechselkurs Frankreichs weiterhin an der 
bisherigen Parität orientiert) bestand in der Erwei- 
terung der Bandbreiten für Wechselkursschwankun- 
gen auf ± 2,25 %>. Zwischen den EWG-Währungen 
würde diese Regelung Wechselkursschwankungen 
zulassen, die sich im Zeitverlauf auf maximal ± 4,5% 
summieren können. Die Kommission hat daraufhin 
dem Rat mehrere Vorschläge und Anregungen für 
die Wiederaufnahme der Arbeiten an der Wirt- 
schafts- und Währungsunion unterbreitet. 

In einer Mitteilung und in einem Entschließungsent- 
wurf vom 12. Januar 1972 über die „Gestaltung der 
Währungs- und Finanzbeziehungen in der Gemein- 
schaft" schlug die Kommission im wesentlichen vor, 
die maximale Schwankungsbreite zwischen Gemein- 
schaftswährungen von 4,5 % auf 2 % (im Zeitverlauf 
9 °/o bzw. 4 %) zu verringern. Außerdem bezeichnete 
sie es als notwendig, die „Richtlinie zur Regulierung 
der internationalen Finanzströme und zur Neutrali- 
sierung der unerwünschten Wirkungen auf die bin- 
nenwirtschaftliche Liquidität" vom 23. Juni 1971 
unverzüglich zu verabschieden. 

Dieser Entschließungsentwurf genügte jedoch nicht 
dem in der Ratsentschließung vom 22. März 1971 
ausdrücklich festgelegten Grundsatz der Parallelität 
zwischen wirtschafts- und währungspolitischen Maß- 
nahmen. Die Kommission legte deshalb - insbeson- 
dere auf Verlangen der Bundesregierung - einen 
„Gesamtüberblick über die Bedingungen der Ver- 
wirklichung der 1. Stufe der Wirtschafts- und Wäh- 
rungsunion" vor, der auch Anregungen für Be- 
schlüsse des Rates und für das weitere Vorgehen 
der Mitgliedstaaten vorsah. 

Aufgrund weiterer konkreter Vorschläge der Bun- 
desregierung unterbreitete die Kommission schließ- 
lich am 1. März 1972 einen neuen Entschließungs- 
entwurf über die Anwendung des Stufenplans vom 
22. März 1971. Dieser Entschließungsentwurf trug 
den Forderungen der Bundesregierung nach wirt- 
schafts- und währungspolitischer Parallelität weit- 
gehend Rechnung. Er berücksichtigte insbesondere 
auch den Vorschlag, eine wirtschaftspolitische Koor- 
dinierungsgruppe auf der Ebene der für die Kon- 
junkturpolitik verantwortlichen Ministerstellvertre- 
ter zu schaffen. Auch die wiederholte Forderung der 
Bundesregierung und des Europäischen Parlaments, 
eine Richtlinie zur Förderung von Stabilität und 
Wachstum für die Gemeinschaft zu erlassen, wurde 
in diesem Entschließungsentwurf berücksichtigt. 

Auf der Grundlage dieser Kommissionsvorlage 
konnte auf der am 6./7. März 1972 stattfindenden 
Ratstagung der Wirtschafts- und Finanzminister ein 
bedeutender Fortschritt bei den Bemühungen zur 
Weiterführung der Arbeiten an der Wirtschafts- und 
Währungsunion erzielt werden. Hinsichtlich der 
Ausgestaltung des künftigen Wechselkurssystems 
der Gemeinschaft ging der Rat über die Vorschläge 
der Kommission hinaus und einigte sich über die 
Grundzüge eines regelgebundenen Interventions- 
systems, das auf Vorarbeiten einer Expertengruppe 
der Notenbankgouverneure und des Währungsaus- 
schusses zurückgeht. Die Wirtschafts- und Finanz- 


8 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode Drucksache VI/3413 


minister einigten sich auf eine Entschließung über 
die Weiterführung der Arbeiten an der Wirtschafts- : 
und Währungsunion auf der ganzen Breite der im 
Stufenplan vom 22. März 1971 vorgesehenen wirt- ! 
schafts- und währungspolitischen Maßnahmen. Der 
Rat hat diese Entschließung auf seiner Tagung am ; 
21. März 1972 verabschiedet (vgl. den Wortlaut der 
Entschließung in der Anlage). 

Diese Entscheidung sieht im wesentlichen vor: 

1. Effektivere Koordinierung der kurzfristigen 
Wirtschaftspolitik durch Schaffung einer beson- 
deren Koordinierungsgruppe. 

2. Harmonisierung der wirtschaftspolitischen Instru- 
mente durch die Schaffung einer Richtlinie zur 
Förderung von Stabilität, Wachstum und Voll- 
beschäftigung in der Gemeinschaft. 

3. Versuchsweise Verringerung der innergemein- j 
schaftlichen Bandbreite der Wechselkurse auf | 
maximal 2,25 °/o in einem gegebenen Zeitpunkt | 
spätestens ab 1. Juli 1972. 

4. Grundzüge einer gemeinschaftlichen Wechsel- 
kurspolitik mit regelgebundenem Interventions- ' 
verfahren. 

5. Verabschiedung einer Richtlinie zur Regulierung 
der internationalen Finanzströme und zur Neu- 
tralisierung der unerwünschten Auswirkungen j 
auf die binnenwirtschaftliche Liquidität. 

Inzwischen hat der Ausschuß der Zentralbankpräsi- 
denten am 10. April 1972 den Zeitpunkt der Band- 
breitenverringerung festgelegt. Ab 24. April 1972 
wird die maximale Schwankungsbreite zwischen den 
Währungen der Mitgliedstaaten nicht mehr als 
2,25 °/o in einem gegebenen Zeitpunkt betragen. 

Konjunkturpolitik 

15 . Der Rat hat in seiner Sitzung am 26. Oktober 
1971 den ersten Jahresbericht über die Wirtschafts- 
lage der Gemeinschaft verabschiedet. Dieser Bericht 
enthält in Übereinstimmung mit Artikel 4 der Ent- 
scheidung vom 22. März 1971 über die Verstärkung | 
der Koordinierung der kurzfristigen Wirtschaftspoli- i 
tik Leitlinien, die die Mitgliedstaaten bei Verfolgung , 
ihrer Wirtschaftspolitik im Jahre 1972 zu beachten I 
haben. Bestimmend für die Erarbeitung der Leit- | 
linien war die Überzeugung, daß die Volkswirtschaf- 
ten der Mitgliedstaaten gefährdet würden, wenn der 
gegenwärtige Preis- und Lohnauftrieb anhielte. Zur 
Dämpfung des Preis- und Lohnauftriebs ohne Beein- 
trächtigung des Wachstumstempos wurde in den 
Leitlinien eine Belebung der Einkommenspolitik, die j 
den Sozialpartnern die Notwendigkeit einer lang- j 
sameren Preis- und Einkommensentwicklung ver- 1 
deutlicht, eine restriktive Kreditpolitik und eine am ; 
Wachstum des Sozialprodukts orientierte Haushalts- | 
Politik festgelegt. * 

Bei der ersten diesjährigen Konsultation über die 
kurz- und mittelfristige Wirtschaftspolitik am 
21. März 1972 paßte der Rat die Leitlinien an die 
Erfordernisse der wirtschaftlichen Entwicklung an. 
Der Rat war der Auffassung, daß gegenwärtig weder | 
eine ungehemmte Ankurbelung noch eine übertrie- i 


bene Nachfragedämpfung angebracht sei. Kernziele 
der Wirtschaftspolitik müßten weiterhin die Ein- 
dämmung der Inflation und die Verbesserung der 
Beschäftigungslage in Regionen mit vergleichsweise 
hoher Unterbeschäftigung sein. 

In der Ratssitzung der Finanz- bzw. Wirtschaftsmini- 
ster unter Beteiligung der Notenbankgouverneure 
am 6. und 7. März 1972 wurde der Entwurf einer 
Ratsentschließung erarbeitet, die nicht nur die Ab- 
sicht bekräftigt, die Konvergenz der Wirtschafts- 
politiken herbeizuführen, sondern u. a. auch konkrete 
organisatorische Maßnahmen zur Harmonisierung 
der Konjunkturpolitik vorsieht. Danach wird eine 
konjunkturpolitische Koordinierungsgruppe gebil- 
det, der nur jeweils ein einziger Vertreter der Mit- 
gliedsländer angehört. Die Bedeutung dieser Gruppe 
wird dadurch unterstrichen, daß sie sich aus den 
Stellvertretern der zuständigen Minister zusammen- 
setzt Die Gruppe wird zur ständigen gegenseitigen 
Unterrichtung über die kurzfristige Wirtschafts- und 
Finanzpolitik der Mitgliedsländer und zur Koordi- 
nierung der Wirtschaftspolitiken beitragen. Bei Ab- 
weichungen von den vom Rat im Jahresbericht fest- 
gelegten Leitlinien muß zukünftig vorher die Gruppe 
konsultiert werden. Als ständige Aufgabe ist der 
Gruppe in enger Zusammenarbeit mit dem Ausschuß 
der Ständigen Vertreter die Vorbereitung der drei 
regelmäßigen Ratstagungen zur Koordinierung der 
Wirtschaftspolitik gestellt. 

Nach der Verabschiedung der Entschließung durch 
den Rat am 21. März 1972 sind die Vorbereitungen 
zur Konstituierung der Gruppe angelaufen. Die Bun- 
desregierung hat Herrn Staatssekretär Dr. Schöllhorn 
vom Bundesministerium für Wirtschaft und Finan- 
zen (W) für diese Gruppe benannt. 

Neben den beiden skizzierten wichtigsten integra- 
tionspolitischen Maßnahmen im Bereich der kurz- 
fristigen Wirtschaftspolitik wurden in der Berichts- 
zeit die Arbeiten an den konjunkturdiagnostisdien 
Instrumenten fortgesetzt. So hat z. B. der Konjunk- 
turpolitische Ausschuß das interne System der Wirt- 
schaftsindikatoren überprüft, und die Sachverstän- 
digengruppe „Konjunkturbefragungen bei den Ver- 
brauchern 11 hat die Vorbereitungen zur - zunächst 
probeweisen - synchronen Erhebung von Verbrau- 
cherstimmungen in den Mitgliedsländern abgeschlos- 
sen. 

Haushaltspolitik 

16 . Der Ausschuß für Haushaltspolitik prüfte die 
Haushaltslage und die Haushaltsentwicklung in den 
einzelnen Mitgliedstaaten. Dieser Prüfung kommt 
nach der Zielsetzung der Ratsentscheidung vom 
22. März 1971 über die Koordinierung der kurz- 
fristigen Wirtschaftspolitik eine erhebliche Bedeu- 
tung zu. 

Einen weiteren Schwerpunkt in der Arbeit des Aus- 
schusses bildete die Untersuchung über den Zeitplan 
für die nach der Ratsentscheidung vom 22. März 1971 
vorgesehenen Ratstagungen zur Prüfung der wirt- 
schaftlichen Lage in der Gemeinschaft. Der Aus- 
schuß hat dazu eine Stellungnahme an Rat und Kom- 
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mission verabschiedet. Der Zeitplan ist eine wichtige ; 
Voraussetzung für eine Verstärkung der Koordinie- 1 
rung der Wirtschaftspolitik in der Gemeinschaft. Der 
Ausschuß hat sich ferner eingehend mit dem Pro- 
blem der Verwendung der Haushaltspolitik als In- 
strument der kurzfristigen Wirtschaftspolitik befaßt. 
Die Untersuchung ist noch nicht abgeschlossen. Sie 
soll in der Sammlung „Studien“ - Reihe Wirtschaft 
und Finanzen - der Kommission veröffentlicht wer- 
den. 

In der nächsten Zeit wird der Ausschuß bei den 
Arbeiten über die Bedingungen der Verwirklichung 
der ersten Stufe der Wirtschafts- und Währungs- 
union, die durch die Notwendigkeit einer Parallelität 
zwischen der Entwicklung der Währungsunion und j 
der Konvergenz der Wirtschaftspolitiken gekenn- 
zeichnet ist, maßgeblich beteiligt sein. 

Mittelfristige Wirtschaftspolitik 

17 . Angesichts der unbefriedigenden gesamtwirt- 
schaftlichen Entwicklung im vergangenen Jahr, die 
vor allem durch eine Verlangsamung des wirtschaft- 
lichen Wachstums, eine schnelle Fortsetzung des 
Kosten- und Preisanstiegs und währungspolitische 
Unsicherheit gekennzeichnet war, spielt für die Wie- 
derherstellung des gesamtwirtschaftlichen Gleichge- 
wichts die Orientierung der Wirtschaftspolitik an 
den gemeinsam erreichbaren mittelfristigen Zielen 
eine immer bedeutendere Rolle. Daher hat die Bun- 
desregierung im Ausschuß für mittelfristige Wirt- 
schaftspolitik der Gemeinschaft eine Überprüfung 
der kompatiblen Orientierungsdaten des 3. Pro- 
gramms für die mittelfristige Wirtschaftspolitik bis 
1975 angeregt. Dabei ist deutlich geworden, daß die 
qantitativen Orientierungsdaten des dritten Pro- 
gramms für Wachstum und Beschäftigung weiterhin 
realistisch sind. Die Beurteilung des Außenbeitrags 
warf gewisse Schwierigkeiten auf, da die Auswir- 
kungen der währungspolitischen Anpassungen noch 
nicht zu übersehen sind. Eine Verwirklichung der 
Orientierungsdaten für die Preisentwicklung er- 
scheint nicht mehr möglich. Das ist insbesondere auf j 
die weltweite Inflationsentwicklung, einen zuneh- 1 
menden Einfluß struktureller Faktoren und den un- j 
genügenden inneren Zusammenhalt in der Gemein- i 
schaft zurückzuführen. Eine Anhebung des Preis- ! 
Ziels für den Zeitraum 1972 bis 1975 ist deshalb 
unvermeidlich. Die eingetretenen Fehlentwicklungen 
verstärken nach Auffassung der Bundesregierung 
die Notwendigkeit, das wirtschaftspolitische Instru- 
mentarium in der Gemeinschaft zu verbessern und 
die Koordinierung der Wirtschaftspolitik zu inten- 
sivieren. Der Ausschuß für mittelfristige Wirtschafts- 
politik wird sich dieser Aufgabe weiterhin mit be- 
sonderem Nachdruck annehmen. 

Auf Wunsch der Kommission hat sich der Ausschuß 
mit dem Memorandum über die Sozialpolitik der 
Gemeinschaft befaßt. Eine eingehendere Stellung- 
nahme zu diesem Memorandum der Kommission war , 
nicht möglich, da es noch keine eigentlichen Pro- 
grammpunkte enthält, sondern nach einer ausführ- 
lichen Beschreibung der gegenwärtigen Verhältnisse 


in der Beschäftigung und Berufsausbildung, bei den 
Einkommen und Vermögen und den Arbeits- und 
Lebensbedingungen unverbindliche Zielvorstellun- 
gen für diese Bereiche formuliert. Der Ausschuß hat 
aber aus der Sicht der mittelfristigen Wirtschafts- 
politik einige Schwerpunkte für die künftige Sozial- 
politik in der Gemeinschaft umrissen; Beseitigung 
von Unterbeschäftigung und struktureller Arbeits- 
losigkeit, verbesserte Transparenz des Arbeitsmark- 
tes, Erstellung eines Europäischen Sozialbudgets, 
Ausbau des Europäischen Sozialfonds. Zugleich hat 
er unterstrichen, daß den Wechselwirkungen zwi- 
schen der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung 
verstärkt Rechnung getragen werden sollte, wobei 
die künftige Sozialpolitik auch die gesellschafts- 
politischen Erfordernisse der Gegenwart berücksich- 
tigen müßte. 

Schließlich hat der Ausschuß das Statistische Pro- 
gramm der Kommission für die nächsten Jahre ge- 
prüft und seine Vorstellungen in einer Stellung- 
nahme an den Rat niedergelegt. Er hat vor allem 
darauf hingewiesen, daß die statistischen Informatio- 
nen über die verschiedenen Gebiete in stärkerem 
Maße untereinander kohärent gestaltet werden soll- 
ten. Das kann am besten dadurch erreicht werden, 
daß die Angaben in dem homogenen Rahmen der 
volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung dargestellt 
werden, die die wesentlichen Aspekte der wirtschaft- 
lichen und finanziellen Entwicklung umfassen sollte. 
Zudem wurde auf den wachsenden Bedarf an Infor- 
mationen über die wirtschaftliche und soziale Ent- 
wicklung der einzelnen Mitgliedstaaten hingewie- 
sen, der eine engere Zusammenarbeit zwischen den 
Statistischen Ämtern in der Gemeinschaft erfordert, 
insbesondere durch eine größere Harmonisierung 
der nationalen Erhebungen und Statistiken. Die beim 
( Statistischen Amt der Europäischen Gemeinschaften 
| vorliegenden Informationen könnten durch einen 
| Ausbau der veröffentlichten Reihen eine stärkere 
Verbreitung finden. Abschließend hat der Ausschuß 
| betont, daß im Bereich der Einkommensentwicklung, 

I insbesondere bei den primären Nichtlohneinkom- 
men, die statistische Information durch neue Erhe- 
bungen und Umfragen verbessert werden sollte. 


III. Wettbewerbspolitik 
Absprachen und Marktmacht 

18 . Der Rat hat am 20. Dezember 1971 zwei Ver- 
ordnungen zur Förderung der leistungssteigernden 
Kooperation kleiner und mittlerer Unternehmen er- 
lassen. Die Verordnung Nr. 2821/71 über die Anwen- 
dung von Artikel 85 Abs. 3 des EWG-Vertrages auf 
Gruppen von Vereinbarungen, Beschlüssen und auf- 
einander abgestimmten Verhaltensweisen (Amts- 
blatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 285 
vom 29. Dezember 1971, S. 46 ff.) ermächtigt die 
Kommission zum Erlaß von Gruppenfreistellungs- 
verordnungen auf den Gebieten der gemeinschaft- 
lichen Normung und Typung, Forschung und Ent- 
wicklung sowie Spezialisierung. Die Verordnung 
Nr. 2822 zur Ergänzung der Verordnung Nr. 17/62 
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stellt Spezialisierungsvereinbarungen bei der Her- 
stellung von Erzeugnissen einschließlich der zu ihrer 
Durchführung erforderlichen Abreden von der An- 
meldepflicht frei, soweit die beteiligten Unterneh- 
men insgesamt einen bestimmten Marktanteil und 
eine bestimmte Umsatzgröße nicht überschreiten 
(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 
285 vom 29. Dezember 1971, S. 49 ff.). Die Bundes- 
regierung hat an beiden Verordnungen intensiv mit- 
gearbeitet. Die Förderung der leistungssteigernden 
Kooperation kleiner und mittlerer Unternehmen 
ist eine wichtige Aufgabe auch der nationalen Wett- 
bewerbspolitik und einer der Schwerpunkte des 
Regierungsentwurfs für die Kartellgesetznovelle 
(Drucksache VI/2520). 

19 . Die Kommission hat mit der Entscheidung 
„Continental Can" gemäß Artikel 86 des EWG- Ver- 
trages (Mißbrauchsaufsicht über marktbeherrschende 
Unternehmen) erstmals verlangt, daß ein Unterneh- ! 
men seine marktbeherrschende Stellung aufgibt; das 
Urteil des Europäischen Gerichtshofes über diesen 
Fall steht noch aus. In einer Reihe von Entscheidun- 
gen über Spezialisierungsvereinbarungen, Verein- 
barungen zur gemeinsamen Forschung und Entwick- 
lung sowie über das Verhältnis von Wettbewerbs- 
recht und gewerblichen Schutzrechten hat die Kom- 
mission den Anwendungsbereich des Artikels 85 
des Vertrages (Kartellverbot) weiter ausgelotet. 

Beihilfen 

20 . Die Mitgliedstaaten haben in einer Entschlie- 
ßung vom 20. Oktober 1971 gemeinsame Grundsätze 
für die Koordinierung der allgemeinen Beihilferege- 
lungen mit regionaler Zielsetzung angenommen. 
Ziel dieser Grundsätze ist es, die Regionalbeihilfen 
der Mitgliedstaaten überschaubarer zu gestalten und 
ein gegenseitiges Überbieten zu vermeiden. Kern- 
stück der Regelung, die zunächst nicht für die Rand- 
gebiete der Gemeinschaft (Zonenrandgebiet, Süd- 
italien, West- und Südwestfrankreich) gilt, ist die 
Festlegung eines Förderhöchstsatzes von netto 
20 v. H. der jeweiligen Investition und die Verpflich- 
tung, alle Beihilferegelungen durchsichtig zu gestal- 
ten. 

Die Grundsätze sind zu Beginn dieses Jahres in 
Kraft getreten. Die Transparenz der Beihilferegelun- I 
gen ist während einer Übergangszeit bis zum Ende ; 
dieses Jahres herzustellen. Eine Expertengruppe i 
unter Vorsitz der Kommission erarbeitet die Durch- 
führungsmodalitäten. 

21 . Die Kommission hat dem Rat am 1. Dezember 
1971 einen Vorschlag für eine Richtlinie über die 
Beihilfen im Schiffbau vorgelegt. Sie sieht im Ver- 
hältnis zur vorhergehenden Richtlinie aus dem 
Jahre 1969 eine Verringerung der Schiffbaubeihilfen 
in der Gemeinschaft vor und findet daher die grund- i 
sätzliche Unterstützung der Bundesregierung. Die 
Initiative der Kommission ergänzt die Bestrebungen 
der OECD, zu einem weltweiten Abbau der Schiff- 
baubeihilfen zu kommen. 

22 . Die Beihilfen der Mitgliedstaaten zugunsten 
der Textilindustrie wurden in mehreren Sitzungen 


unter Vorsitz der Kommission erörtert. Dabei hat 
sich die deutsche Delegation dafür eingesetzt, die 
Beihilfevorschriften des Vertrags und den „Gemein- 
schaftsrahmen für Beihilfen zugunsten der Textil- 
industrie 1 ' restriktiv anzuwenden, um Wettbewerbs- 
verfälschungen zu vermeiden. 

IV. Steuerpolitik 

23 . Die Steuersysteme in der Gemeinschaft sind der 
Entwicklung zum Binnenmarkt anzupassen. Diese 
dem Europa der Sechs geläufige Forderung gilt auch 
für die erweiterte Gemeinschaft. Die neu hinzutre- 
tenden Länder werden auf dem Gebiet der indirek- 
ten Steuern das Harmonisierungsergebnis der letz- 
ten Jahre - das einheitliche Mehrwertsteuersystem“ 
übernehmen. Bei den direkten Steuern sind bereits 
viele Übereinstimmungen mit den Gesamtsystemen 
der ursprünglichen Mitgliedstaaten festzustellen. Mit 
der Erweiterung war mithin auf dem Steuergebiet 
kein Schritt zurück verbunden, mögen auch im ein- 
zelnen noch Übergangsmaßnahmen erforderlich sein. 

Der Ausbau zur Wirtschafts- und Währungsunion 
wird verstärkte Anstrengungen auch zur Harmoni- 
sierung der Steuern notwendig machen. In ihrem 
Rahmen sind die Linien der Steuerreform in den 
einzelnen Mitgliedstaaten aufeinander abzustimmen. 
Dies gilt auch für die deutsche Steuerreform, über 
die bereits ein intensiver Gedankenaustausch im 
Kreis der Leiter der nationalen Steuerverwaltungen 
stattgefunden hat. 

Indirekte Steuern 

Umsatzsteuer 

24 . Die nach der Ersten Richtlinie des Rates vom 
11. April 1967 bestehende Verpflichtung der Mit- 
gliedstaaten, das gemeinsame Mehrwertsteuersystem 
bis spätestens 1. Januar 1970 einzuführen, war durch 
die Dritte Richtlinie des Rates vom 9. Dezember 1969 
auf den 1. Januar 1972 verschoben worden, weil 
Belgien und Italien die Frist nicht einhalten konnten. 
Während in Belgien die Mehrwertsteuer am 1. Ja- 
nuar 1971 eingeführt worden ist, hat Italien als letz- 
ter Mitgliedstaat durch Gesetz über die Steuerreform 
vom 9. Oktober 1971 beschlossen, das kumulative 
Umsatzsteuersystem durch das Mehrwertsteuer- 
system zu ersetzen. 

Es war jedoch der italienischen Regierung nicht mög- 
lich, die notwendigen Durchführungsbestimmungen 
zu erlassen, um die Mehrwertsteuer auch tatsächlich 
fristgerecht zum 1. Januar 1972 anwenden zu kön- 
nen. Durch die Vierte Richtlinie des Rates vom 
20. Dezember 1971 ist es deshalb Italien gestattet 
worden, das gemeinsame Mehrwertsteuersystem 
spätestens ab 1. Juli 1972 anzuwenden. Die italie- 
nische Regierung hat inzwischen eine weitere Ver- 
schiebung um 6 Monate beantragt. 

Obwohl die Mehrwertsteuer noch nicht in allen Mit- 
gliedstaaten eingeführt ist, sind die Arbeiten zur 
Harmonisierung der Anwendungsmodalitäten des ge- 
meinsamen Systems intensiv weitergeführt worden. 
Das Schwergewicht liegt dabei auf der Vereinheit- 
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lichung des Anwendungsbereichs der Umsatzsteuer 
und der Steuerbefreiungen. Diese Harmonisierung 
hat das Ziel, zu einer einheitlichen steuerpflichtigen 
Bemessungsgrundlage zu gelangen, die aufgrund des 
Ratsbeschlusses vom 21. April 1970 für die eigenen 
Einnahmen der Europäischen Gemeinschaften aus 
der Mehrwertsteuer maßgebend sein soll. 

Die Beseitigung der Umsatzsteuergrenzen als End- 
ziel der Harmonisierung setzt neben einer Anglei- 
chung der Steuerbefreiungen und Steuerermäßigun- 
gen auch eine weitgehende Annäherung der Höhe 
der Steuersätze voraus. Die budgetären, wirtschaft- 
lichen und sozialen Auswirkungen solcher Maßnah- 
men in den einzelnen Mitgliedstaaten werden zur 
Zeit auf der Grundlage von Arbeitshypothesen, die 
von der Kommission entwickelt worden sind, unter- 
sucht. Die Untersuchungen sind bisher noch nicht 
abgeschlossen. 

Verbrauchsteuern 

25 . Die Kommission der Europäischen Gemeinschaf- , 
ten hat am 7. März 1972 neue Vorschläge für Richt- 
linien auf dem Gebiet der Sonderverbrauchsteuern 
und der ihnen gleichzusetzenden Steuern vorgelegt. 
Die Kommission schlägt in ihrem Entwurf vor, daß 
auf Gemeinschaftsebene Verbrauchsteuern auf fol- 
genden Erzeugnissen beibehalten und harmonisiert 
werden sollten: 

— auf Mineralöl, 

— Tabakwaren, 

— Alkohol, 

— Bier, 

— Wein. 

Was die anderen Verbrauchsteuern angeht, so müß- 
ten sie nach Ansicht der Kommission in Anbetracht 
dessen, daß die Harmonisierung schließlich darauf 
abziele, den freien Warenverkehr ohne Wettbe- 
werbsverzerrungen zwischen den Mitgliedstaaten 
zu verwirklichen, zu einem späteren Zeitpunkt be- 
seitigt werden. Die Prüfung der Richtlinienvorschlä- 
ge der Kommission seitens der Bundesregierung hat 
begonnen. 

Die Arbeiten zur Harmonisierung der Mineralöl- 
steuer sind auch während des Berichtszeitraums 
weitergeführt worden. Die Kommission der Euro- 
päischen Gemeinschaften wird in Kürze dem Rat 
einen Richtlinienvorschlag über die Harmonisierung 
der Struktur dieser Steuer vorlegen. 

Die Harmonisierung der Tabaksteuer wird durch die 
mit dem Elften Gesetz zur Änderung des Tabak- 
steuergesetzes beschlossene Steuererhöhung nicht 
beeinträchtigt. Auch die neuen Steuertarife für Ziga- 
retten und Rauchtabak entsprechen den Grundsät- 
zen, die in einer Entschließung des Rates vom 
21. April 1970 für die Tabaksteuerharmonisierung 
festgelegt worden sind. Die Position der Bundes- 
republik für die weiteren Verhandlungen über die 
Harmonisierung der Tabaksteuer für Zigaretten 
wird durch die Steuererhöhung vielmehr verbessert, j 
Die Steuerbelastung für Rauchtabak ist der Bela- 
stung in den anderen Mitgliedstaaten angenähert j 
worden. i 


Steuerbefreiungen 

im innergemeinschaftlichen Reiseverkehr 

26 . Ende Juli 1971 hat die Kommission der Euro- 
päischen Gemeinschaften dem Rat einen Vorschlag 
für eine zweite Richtlinie des Rates zur Harmonisie- 
rung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften über 
die Umsatzsteuern und Sonderverbrauchsteuern im 
grenzüberschreitenden Reiseverkehr unterbreitet. 
Hierdurch sollen die in der gleichnamigen - ersten - 
Richtlinie des Rates vom 28. Mai 1969 (69/169/EWG 
- Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 
L 133 S. 6 ff.) vorgesehenen Freigrenzen und Frei- 
mengen für Waren, die im innergemeinschaftlichen 
Reiseverkehr steuerfrei eingeführt werden können, 
erheblich verbessert werden. Der Vorschlag ist in 
der Gruppe Finanzfragen des Rates im Laufe des 
vergangenen Halbjahres mehrfach, zuletzt am 10. Fe- 
bruar 1972, mit den Sachverständigen der Mitglied- 
staaten erörtert worden. Über den Umfang der Ver- 
besserungen haben die einzelnen Delegationen un- 
terschiedliche Standpunkte vertreten. Die Bundes- 
regierung setzt sich für eine möglichst großzügige 
Regelung ein und hofft, daß noch für die Sommer- 
reisesaison eine fühlbare Erhöhung der innergemein- 
schaftlichen Reisefreimengen vereinbart werden 
kann. 

Verkehrsteuern 

27 . Zur Ergänzung der Richtlinie des Rates vom 
17. Juli 1969 betreffend die indirekten Steuern auf 
die Ansammlung von Kapital (Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften Nr. L 249/25 vom 3. Okto- 
ber 1969) hat der Rat in seiner Tagung am 6. Dezem- 
ber 1971 den von der Kommission vorgelegten Vor- 
schlag für eine Richtlinie des Rates betreffend die 
Festsetzung gemeinsamer Sätze der Gesellschaft- 
steuer (vgl. Drucksache VI/1849) mit der Maßgabe 
angenommen, daß die vorgeschlagenen Sätze (1 v. H. 
mit Ermäßigung um die Hälfte für Verschmelzungen 
und ähnliche Fälle) erst zum 1. Januar 1976 (statt 
1. Januar 1974) verbindlich werden sollen. Die An- 
nahme der Richtlinie stand jedoch unter dem Vor- 
behalt, daß die Konsultation der beitretenden Staa- 
ten zu keinen Bemerkungen führe. Inzwischen haben 
Großbritannien und Irland Änderungswünsche gel- 
tend gemacht, die sich auf den Anwendungsbereich 
des ermäßigten Steuersatzes beziehen und deshalb 
nur durch eine Änderung der Richtlinie vom 17. Juli 
1969 verwirklicht werden könnten. Die Verhandlun- 
gen über diese Änderungswünsche konnten noch 
nicht abgeschlossen werden. 

Zur Durchführung der Richtlinie vom 17. Juli 1969 
ist in der Bundesrepublik Deutschland am 1. Januar 
1972 das Gesetz zur Änderung des Kapitalverkehr- 
steuergesetzes und anderer Gesetze vom 23. Dezem- 
ber 1971 (BGBl. I S. 2134) in Kraft getreten. Nach 
diesem Gesetz beträgt der deutsche Gesellschaft- 
steuersatz ab 1. Januar 1972 2 v. H. und ab 1. Januar 
1974 1 v. H., wobei die Ermäßigung für Verschmel- 
zungen und ähnliche Fälle ab 1. Januar 1972 auf 
50 v. H. festgesetzt ist. Diese Regelung entspricht 
dem ursprünglichen Vorschlag der Kommission zur 
Festsetzung gemeinsamer Gesellschaftsteuersätze. 
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Der Verpflichtung, die Richtlinie vom 17. Juli 1969 l 
zum 1. Januar 1972 durchzuführen, sind außer der 
Bundesrepublik Deutschland bisher nur die Nieder- 
lande und Luxemburg nachgekommen. Die drei an- ; 
deren Mitgliedstaaten haben eine Fristverlängerung j 
bis zum 1. Juli 1972 beantragt. Dagegen sind sach- 
liche Bedenken nicht erhoben worden, jedoch konnte j 
ein förmlicher Beschluß des Rates aus technischen j 
Gründen noch nicht gefaßt werden. 

Direkte Steuern 

28 . Im Rahmen der Arbeiten zur Wirtschafts- und 
Währungsunion stehen die direkten Steuern, die j 
einen unmittelbaren Einfluß auf die Kapitalbewe- ! 
gungen haben, und die Struktur der Körperschaft- 
steuersysteme im Vordergrund. Für den erstgenann- j 
ten Bereich liegt ein Memorandum der Kommission 
über Anpassungsmaßnahmen auf dem Gebiet der 
direkten Steuern zur Förderung der Entwicklung 
und Verflechtung der Wertpapiermärkte in der 
EWG vor. 

Im Zusammenhang damit ist die Struktur der Kör- 
perschaftsteuersysteme zu sehen. Hierüber haben 
zwischen den Mitgliedstaaten bei der Kommision 
erste Besprechungen stattgefunden, auf deren 
Grundlage die Kommission ihre Empfehlungen über 
die weitere Entwicklung der europäischen Körper- j 
Schaftsteuersysteme formulieren will. Die deut- j 
sehen Reformarbeiten zielen bislang auf ein Anrech- j 
nungsverfahren. Ein solches Verfahren besteht I 
grundsätzlich bereits in Frankreich und Belgien; 
auch die britische Regierung hat den Übergang zu 
einem Anrechnungsverfahren angekündigt. 

Der Ausschuß der Leiter der nationalen Steuerver- 
waltungen hat sich im Berichtszeitraum auf deutsche 
Initiative hin weiter um Koordinierung der Steuer- 
reformen im Gemeinsamen Markt bemüht. 


V. Strukturpolitik 
Regionalpolitik 

29 . Die großen regionalen Ungleichgewichte in der ! 
Gemeinschaft erschweren das Funktionieren der 
Wirtschafts- und Währungsunion. Deshalb hat die 
Bundesregierung bereits in der Ratstagung am 
20. Oktober 1971 den Vorschlag der Kommission, 
Mittel des Europäischen Ausrichtungs- und Garan- 
tiefonds für die Landwirtschaft - Abt. Ausrichtung j 
für regionalpolitische Zwecke in strukturschwachen ; 
Agrargebieten der Gemeinschaft - zu verwenden, 1 
unterstützt. Danach sollen während 5 Jahren jährlich , 
50 Mio RE in Form von Investitionszuschüssen zur 
Schaffung außerlandwirtschaftlicher Arbeitsplätze 
zur Verfügung gestellt werden. Inzwischen hat auch 
der Rat am 21. März 1972 dem Kommissionsvor- j 
schlag im Grundsatz zugestimmt. Nach deutscher 
Vorstellung soll es sich dabei nur um Mittel handeln, 
die im Rahmen des Plafonds zur Verfügung stehen j 
und nicht für Agrarstrukturmaßnahmen benötigt 
werden. 


Ob und ggf. wann im Rahmen der stufenweisen Ver- 
wirklichung der Wirtschafts- und Währungsunion 
ein „Regionalfonds" im allgemeinen Haushalt der 
Gemeinschaft geschaffen werden soll, hat der Rat 
noch nicht entschieden. Am 21. März 1972 ist der 
Rat übereingekommen, entweder einen Fonds für 
Regionalentwicklung zu schaffen oder ein anderes 
System von geeigneten Gemeinschaftsmitteln ein- 
zusetzen und die erforderlichen Beschlüsse über 
diesbezügliche Kommissionsvorschläge vor dem 
1. Oktober 1972 zu fassen. 

Zur Frage eines Regionalfonds wird deutscherseits 
an der bereits im Rat am 20. Oktober 1971 vertrete- 
nen - und im Jahreswirtschaftsbericht 1972 wieder- 
gegebenen - Position festgehalten, daß die Modali- 
täten einer gemeinschaftlichen Regionalpolitik noch 
in der ersten Stufe der Wirtschafts- und Währungs- 
union festgelegt, die erforderlichen neuen finanziel- 
len Mittel aber erst bei Übergang in die zweite 
Stufe im allgemeinen Haushalt der Gemeinschaft 
bereitgestellt werden sollten. 

Für einen späteren Regionalfonds sollte ebenso wie 
für den Einsatz der Agrarfondsmittel eine Regelung 
gefunden werden, die es den Mitgliedstaaten er- 
laubt, diese Mittel unter Berücksichtigung ihrer 
regionalen Fördersysteme im Rahmen gemeinschaft- 
licher Richtlinien nach gemeinschaftlichen Kriterien 
und unter gemeinschaftlicher Kontrolle zu verwen- 
den. 


Industriepolitik 

30 . Die Beratungen über den von der Gruppe Indu- 
striepolitik erstellten Bericht über bestimmte indu- 
striepolitische Fragen und über die vorgeschlagene 
Errichtung eines „Ausschusses für Industriepolitik" 
als ständige Plattform für die Erörterung aller indu- 
striepolitischer Probleme wurde während des Be- 
richtszeitraumes im Ausschuß der Ständigen Vertre- 
ter fortgesetzt. Die Beratungen konnten insbeson- 
dere wegen der weiter unterschiedlichen Vorstel- 
lungen über die institutioneile Ansiedlung des Aus- 
schusses für Industriepolitik noch nicht zu einem 
Abschluß gebracht werden. Die Bundesregierung 
wird sich weiterhin um eine Einigung in den noch 
offenen Punkten bemühen; sie würde es begrüßen, 
wenn der - von allen Mitgliedern grundsätzlich be- 
fürwortete - Ausschuß für Industriepolitik alsbald 
seine Arbeit aufnehmen könnte. 


Strukturpolitik 

für kleine und mittlere Unternehmen 

31 . Am 6. März 1972 fand in Brüssel eine weitere 
Sitzung der Arbeitsgruppe von Regierungssachver- 
ständigen zur Untersuchung von Problemen der 
Klein- und Mittelbetriebe der Industrie und des 
Handwerks bei der EG-Kommission - Generaldirek- 
tion Gewerbliche Wirtschaft, Technologie und Wis- 
senschaft - statt. Im Mittelpunkt der Diskussion 
standen Finanzierungsprobleme der kleinen und 
mittleren Unternehmen. 
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Europäische Investitionsbank 

32 . Die Europäische Investitionsbank hat 1971 Dar- 
lehen und Garantien von 502 Mio RE vergeben. Das 
entspricht einer Steigerung von 42 v. H. gegenüber 
dem Vorjahr. Seit ihrem Bestehen hat die Bank 
damit Darlehens- und Garantieverträge über rd. 
2,3 Mrd. RE unterzeichnet. Dem steht ein Anleihe- 
volumen von fast 1,5 Mrd. RE gegenüber, wovon 
413 Mio RE allerdings allein im Jahr 1971 aufgenom- 
men wurden. 

Unter den Empfängerländern stand mit 275 Mio RE 
wiederum Italien an erster Stelle, gefolgt von Frank- 
reich (124 Mio RE). Die Bundesrepublik Deutschland 
erhielt 62 Mio RE. 

Der Türkei und den assoziierten afrikanischen Staa- 
ten sind insgesamt Darlehen von 33 Mio RE zuge- 
flossen. 


VI. Agrarpolitik 

Preisvorschläge der Kommission 

33 . Im Juni 1971 hatte die EG-Kommission dem 
Rat Preisvorschläge für das Wirtschaftsjahr 1972/73 
unterbreitet. Zur Erarbeitung der Preisvorschläge hat 
die Kommission - gestützt auf die Ratsentschließung 
vom 25. Mai 1971 zur Reform der Landwirtschaft - ! 
eine neue Berechnungsmethode entwickelt. Danach j 
soll die Preispolitik einerseits an der Ertragslage 
der entwickelten Betriebe und andererseits an der 
Einkommensentwicklung im außerlandwirtschaft- 
lichen Bereich ausgerichtet werden. 

34 . Die damals nicht voraussehbare starke Steige- 
rung der außerlandwirtschaftlichen Einkommen so- 
wie der Kosten der landwirtschaftlichen Betriebe 
veranlaßte die Kommision im Februar 1972 ihre Vor- 
schläge zu revidieren. Die Agrarpreise sollten nun- 
mehr um etwa 6 v. H. angehoben werden, statt 2 bis 
3 v. H. wie ursprünglich vorgesehen. Für diejenigen 
Betriebsinhaber, die modernisieren oder ausschei- 
den wollen, waren Einkommensbeihilfen vorgese- 
hen. 

35 . Der Rat legte am 24. März 1972 die Agrarpreise 
fest und beschloß eine Anhebung des Stützungs- 
niveaus um durchschnittlich 6,4 v. H. Damit gelang 
es der deutschen Delegation, ihr Verhandlungsziel 
weitgehend zu erreichen. 

Die direkten Einkommensbeihilfen wurden abge- 
lehnt. Die deutsche Delegation lehnte dabei direkte 
Beihilfezahlungen nicht grundsätzlich ab. Sie bean- 
tragte deshalb, den Gesamtrahmen der Wettbe- j 
werbsbedingungen zu prüfen, in den die Erzeuger | 
der einzelnen Mitgliedstaaten gestellt sind. Even- 
tuelle Unterschiede könnten dann durch solche Bei- 
hilfen ausgeglichen werden. 

StrukturpoHlik 

36 . Die auf der Grundlage der Entschließung des 
Rates vom 25. Mai 1971 über die Reform der Land- 


wirtschaft von der Kommission vorgelegten Vor- 
schläge für 

— eine Richtlinie des Rates über die Modernisie- 
rung landwirtschaftlicher Betriebe, 

— eine Richtlinie des Rates zur Förderung der Ein- 
stellung der landwirtschaftlichen Erwerbstätig- 
keit und Verwendung der landwirtschaftlich ge- 
nutzten Fläche für Zwecke der Agrarstrukturver- 
besserung und 

— eine Richtlinie des Rates über die sozioökono- 
mische Information und berufliche Qualifikation 
der in der Landwirtschaft tätigen Personen, 

wurden vom Rat in der gleichen Sitzung am 24. März 
j 1972 beschlossen. Außerdem wurde festgelegt, daß 
der Rat bis zum 1. Oktober 1972 über den Kommis- 
sionsvorschlag einer Verordnung des Rates betref- 
| fend die landwirtschaftlichen Erzeugergemeinschaf- 
| ten und ihre Vereinigungen entscheidet. 

37 . Die Richtlinie über die Modernisierung land- 
wirtschaftlicher Betriebe beinhaltet ein selektives 
Förderungssystem für entwicklungsfähige Betriebe. 
Die Betriebsinhaber, die gefördert werden sollen, 
müssen Bücher führen, einen Nachweis der beruf- 
lichen Qualifikation erbringen und einen Betriebs- 
entwicklungsplan aufstellen, mit dessen Hilfe nach- 
gewiesen wird, daß nach einer bestimmten Zeit ein 
festzusetzendes Mindesteinkommen erreicht werden 
kann. Die Förderung erfolgt über eine Zinsverbilli- 
gung. Nationale Beihilfen sind neben den beschlos- 
senen gemeinsamen Maßnahmen möglich. 

38 . In der Richtlinie über die Förderung der Ein- 
stellung der landwirtschaftlichen Erwerbstätigkeit 
und die Verwendung der landwirtschaftlich genutz- 
ten Fläche für Zwecke der Agrarstrukturverbesse- 
rung sind Ausgleichszahlungen für ausscheidende 
Landwirte und auch für Landarbeiter vorgesehen, 
die vom Strukturwandel durch Betriebsaufgabe be- 
sonders betroffen sind. 

39 . Die Richtlinie über die sozioökonomische Infor- 
mation und berufliche Qualifikation der in der Land- 
wirtschaft tätigen Personen soll durch Förderung der 
sozioookonomischen Information und Beratung so- 
wie der Weiterbildung der in der Landwirtschaft 
tätigen Personen die Voraussetzungen dafür schaf- 
fen, daß der erforderliche Strukturwandel geistig 
bewältigt wird. Dazu ist vorgesehen 

— die Einstellung sozioökonomischer Berater und 
die Gewährung einmaliger Starthilfen, 

— Erstattungen für die Aus- und Fortbildung von 
sozioökonomischen Beratern, 

— Erstattungen für die Weiterbildung und fachliche 
Qualifikation der in der Landwirtschaft tätigen 
Personen. 

40 . Ferner können im Rahmen der Umschulung von 
landwirtschaftlichen Erwerbstätigen Beihilfen ge- 
währt werden, die den betreffenden Personen wäh- 
rend der Umschulung ein angemessenes Einkom- 
men sichern. Dabei tritt der EAGFL nur solange in 
Aktion, bis der erneuerte Europäische Sozialfonds 
tätig wird, längstens jedoch bis 1. Januar 1973. 
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Die beschlossenen Richtlinien enthalten vom EAGFL 
erstattungsfähige und nicht-erstattungsfähige Maß- 
nahmen. Es konnte sichergestellt werden, daß der 
Plafonds von 285 Mio RE/Jahr und die bisher nicht 
verausgabten Mittel des EAGFL, Abt. Ausrichtung j 
innerhalb der nächsten fünf Jahre nicht überschrit- 
ten werden. Nach einem Zeitraum von fünf Jahren 
ist eine generelle Überprüfung der beschlossenen 
gemeinsamen Maßnahmen vorgesehen. 

41 . Damit beginnt ein neues Kapitel in der Agrar- 
politik der EG. Nach der Vergemeinschaftung der 
Preispolitik werden nunmehr auch wesentliche Teile 
der landwirtschaftlichen Strukturpolitik und der 
strukturwirksamen landwirtschaftlichen Sozialpolitik 
nach gemeinschaftlichen Grundsätzen betrieben. Da- 
durch wird auch die Gefahr von Wettbewerbsver- 
zerrungen vermindert. 

Die Durchführung der Maßnahmen liegt bei den 
Mitgliedstaaten. In der BRD werden die beschlosse- 
nen Maßnahmen bereits angewandt. Wesentliche 
Teile des in der BRD geltenden einzelbetrieblichen 
Förderungs- und Ergänzungsprogramms und des 
Agrarsozialen Ergänzungsgesetzes sind von der Ge- 
meinschaft übernommen worden, so daß die in der 
BRD geltenden Bestimmungen grundsätzlich nicht 
geändert zu werden brauchen. 

Markforganisationen 

42 . Der Rat verabschiedete am 26. Oktober 1971 
die gemeinsame Marktorganisation für Saatgut, 
durch die ab 1. Juli 1972 die einzelstaatlichen Markt- 
ordnungsmaßnahmen abgelöst werden. Die wichtig- 
sten Regelungen der gemeinsamen Marktorganisa- 
tion sind: 

— Liberalisierung des Drittlandhandels mit Schutz- 
klausel, 

— Möglichkeit, die Einfuhr bei einzelnen Arten von 
der Vorlage einer Einfuhrlizenz abhängig zu 
machen, 

— Einführung eines Referenzpreissystems mit Aus- 
gleichsabgaben für Hybridmais, wobei die GATT- 
Konsolidierung zu berücksichtigen ist, 

— Möglichkeit der Gewährung einer Beihilfe an die 
Erzeuger von Basissaatgut und zertifiziertem 
Saatgut von bestimmten Futterpflanzen, sofern 
die Marktlage und deren voraussichtliche Ent- 
wicklung diesen Personen keine angemessenen 
Einkünfte gewährleisten. 

43 . Die Kommission hat ferner im März 1972 einen 
Vorschlag für eine gemeinsame Maktorganisation 
für Äthylalkohol landwirtschaftlichen Ursprungs 
vorgelegt. Damit wird eine der letzten wesentlichen 
gemeinsamen Marktorganisationen für die in An- 
hang II des EWG-Vertrages aufgeführten Erzeug- j 
nisse in Angriff genommen. Der Kommissionsvor- 
schlag enthält außerdem ergänzende Vorschriften 
für Äthylalkohol nicht-landwirtschaftlichen Ur- 
sprungs sowie für einige alkoholhaltige Erzeugnisse. 
Im einzelnen ist folgendes vorgeschlagen: 

— Einführung einer Preis- und Absatzgarantie für 
ein Produktionskontingent der Gemeinschaft für 


Äthylalkohol landwirtschaftlichen Ursprungs in 
Höhe von 5,5 Mio hl reinen Alkohols jährlich, 
unterteilt nach Rohstoffarten. 

— Festsetzung einheitlicher Verkaufspreise für 
Äthylalkohol landwirtschaftlichen Ursprungs 
nach Verwendungszwecken. 

— Verwendungsregelung für Äthylalkohol land- 
wirtschaftlichen Ursprungs sowie für Äthylalko- 
hol nicht-landwirtschaftlichen Ursprungs; Vor- 
rang für die Verwendung von Äthylalkohol land- 
wirtschaftlichen Ursprungs gegenüber Äthylalko- 
hol nicht-landwirtschaftlichen Ursprungs in be- 
stimmten Bereichen. 

— Partielle Absatzregelung einschließlich Festset- 
zung von Verkaufspreisen für Äthylalkohol 
nicht-landwirtschaftlichen Ursprungs. 

— Einführung einer einheitlichen Handelsregelung 
an der Außengrenze der Gemeinschaft, u. a. für 
Verarbeitungserzeugnisse, die nicht in Anhang II 
des EWG-Vertrages aufgeführt sind. Grundsätz- 
liches Verbot der Verarbeitung von aus Dritt- 
ländern eingeführten Rohstoffen zu Alkohol. 

— Innergemeinschaftliche Liberalisierung. 

Auswirkungen der Freigabe des Wechselkurses 
der Währungen westlicher Staaten 
einschließlich der DM 

44 . Frankreich und Italien führten Anfang 1972 
ebenfalls das bereits von den übrigen Mitgliedstaa- 
ten in Anspruch genommene Grenzausgleichssystem 
ein. Dieser Schritt wurde erforderlich, weil der US- 
Dollar durch die Washingtoner Währungsbeschlüsse 
de facto abgewertet worden war. 

Auf Grund der Washingtoner Beschlüsse änderten 
sich de facto auch die Paritätsrelationen der Mit- 
gliedstaaten untereinander. Italien wertete de facto 
ab, die Benelux-Länder und die Bundesrepublik 
werteten de facto auf. Frankreich orientierte dage- 
gen seinen Wechselkurs weiterhin an der bisherigen 
Parität. Die Auswirkungen dieser Veränderungen 
auf den innergemeinschaftlichen Agrarhandel konn- 
ten bislang durch differenzierte Ausgleichsbeträge 
im Rahmen des Grenzausgleichssystems weitgehend 
kompensiert werden. 

Sobald die Paritätsänderungen de jure vollzogen 
werden, ergeben sich aber auch Auswirkungen auf 
die nationalen Agrarpreise. Eine de-jure-Aufwer- 
tung führt wegen der Bindung der gemeinschaftlich 
festgelegten Preise an die Europäische Rechnungs- 
einheit zu einer entsprechenden Senkung, die de- 
jure-Abwertung zu einer entsprechenden Erhöhung 
der in nationaler Währung ausgedrückten Agrar- 
preise. Um diesen Schwierigkeiten zu begegnen, be- 
schloß der Rat bereits am 24. März 1972, im Fall der 
Rückkehr zu de-jure-Paritäten 

— mit Hilfe nationaler Maßnahmen (z. B. Steuer- 
maßnahmen) einen wesentlichen Teil oder die 
Gesamtheit der Auswirkungen der Aufwertung 
ihrer Währungen auszugleichen. 

— in den Ländern, in denen ein teilweiser bzw. kein 
Ausgleich vorgenommen wird, die Interventions- 
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und Ankaufpreise sowie die in Rechnungseinhei- j 
ten festgelegten direkten Beihilfen vorüberge- j 
hend in der Weise zu erhöhen, daß die in natio- I 
naler Währung ausgedrückten Preise und Beträge 1 
unverändert bleiben. Diese Preise und Beträge 
werden mit Hilfe eines Grenzausgleichssystems 
abgesichert, das stufenweise abgebaut wird, | 
während zugleich Maßnahmen zu treffen sind, j 
damit von diesem Abbau die Einkommen der 
Landwirtschaft nicht betroffen werden. 

Störenden Einflüssen auf den innergemeinschaft- 
lichen Agrarhandel, die sich aus der in Washinton 
beschlossenen Bandbreitenerweiterung ergeben 
können, ist der Rat durch die Entschließung vom 
21. März 1972 begegnet, mit der er den höchstmög- 
lichen Abstand zwischen zwei Mitgliedswährungen 
spätestens ab 1. Juli 1972 versuchsweise um die 
Hälfte, also von 4,5 v. H. auf 2,25 v. H. in einem 
gegebenen Zeitpunkt reduzierte. 

Wettbewerbsbedingungen in der Landwirtschaft 

45 . Die währungspolitischen Maßnahmen der Mit- i 

gliedstaaten in den letzten Monaten haben erneut 
die nachteiligen Folgen des Fehlens einer einheit- 
lichen Wirtschafts- und Währungspolitik für den 
gemeinsamen Agrarmarkt in aller Deutlichkeit auf- 
gezeigt. Darüber hinaus führen unterschiedliche na- j 
tionale Maßnahmen der Mitgliedstaaten zur Stüt- j 
zung ihrer Landwirtschaft sowie die nur langsam j 
fortschreitende Harmonisierung der Rechtsvorschrif- 1 
ten zu weiteren Wettbewerbsverzerrungen inner- | 
halb des Agrarmarktes. : 

Aufgrund eines Ratsbeschlusses hat die Kommission 
in Zusammenarbeit mit der Arbeitsgruppe „Wett- 1 
bewerbsbedingungen in der Landwirtschaft" begon- ; 
nen, die nationalen Maßnahmen der Mitgliedstaaten 
bei den wichtigsten Agrarerzeugnissen zu inventari- , 
sieren und auf ihre Vereinbarkeit mit den Beihilfe- , 
Bestimmungen des EWG-Vertrages zu überprüfen. 

In seiner Entschließung vom 25. Mai 1971 hat der Rat 
den Beschluß der Kommission zur Kenntnis genom- 
men, diese Prüfung unter Zugrundelegung bestimm- 
ter Leitlinien durchzuführen. 

Danach sind im Rahmen eines vierstufigen Zeitplans 
bis zum 1. Juli 1973 die Harmonisierung der Investi- 
tionsbeihilfen, die Abschaffung aller Beihilfen, die 
sich auf die Produktionskosten auswirken, sowie die | 
Festlegung gemeinsamer Kriterien für die Beurtei- j 
lung der allgemeinen Beihilfensysteme vorgesehen. 
Die Kommission hat bisher ihre Vorschläge für j 
zweckdienliche Maßnahmen für die Warenbereiche j 
der 1. Stufe, nämlich Obst, Gemüse und Zucker, vor- j 
gelegt. 

Europäischer Ausrichtungs- und Garantiefonds 
für die Landwirtschaft (EAGFL) 

46 . Die Finanzierung der gemeinsamen Agrar- 
politik ist durch die Verordnung (EWG) Nr. 729/70 
des Rates vom 21. April 1970 neu geordnet worden. 
Seit dem 1. Januar 1971 werden die Marktordnungs- 
ausgaben voll von der Gemeinschaft finanziert und 


den Dienststellen der Mitgliedstaaten im sog. Mittel- 
zuweisungsverfahren direkt zur Verfügung gestellt. 
Nennenswerte Schwierigkeiten haben sich dabei 
bisher nicht ergeben. 

Die vorläufige Endabrechnung 1971 des EAGFL, 
Abt. Garante, für Marktordnungsausgaben lautet 
wie folgt: 

Ausgaben EG 5 969,8 Mio DM 

Ausgaben BRD 1 434,9 Mio DM (24 v. H.) 

Für die auf dem Agrarsektor infolge der Aufwertung 
der Deutschen Mark zu treffenden Maßnahmen hat 
sich der EAGFL, Abt. Garantie, 1971 mit 329,4 Mio 
DM an der Finanzierung der Maßnahmen zum Aus- 
gleich von Einkommensverlusten für die deutsche 
Landwirtschaft beteiligt. 

Bei der Abt. Ausrichtung des EAGFL treten die Mit- 
gliedstaaten zunächst in Vorlage, erhalten dann 
aber einen Teil der von ihnen verausgabten Beträge 
für Maßnahmen der Agrarstruktur vergütet. Die 
Ausgaben für die Abt. Ausrichtung sind seit Beginn 
der gemeinsamen Agrarfinanzierung plafondiert. Es 
konnte sichergestellt werden, daß sich an diesem 
Prinzip auch in Zukunft nichts ändert. Seit 1967/68 
liegt der Plafond bei jährlich 1 043 Mio DM. 

47 . Im Berichtszeitraum hat der Rat auf Vorschlag 
der Kommission folgende neue Finanzierungsrege- 
lungen verabschiedet: 

— Verordnung (EWG) Nr. 2181/71 vom 12. Oktober 
1971 über die Finanzierung von Interventions- 
ausgaben bei Wein, 

— Verordnung (EWG) Nr. 2285/71 vom 26. Oktober 

1971 zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 
988/68 über die Finanzierung der Interventions- 
ausgaben und der Erstattungen für Obst und 
Gemüse, 

— Verordnung (EWG) Nr. 272/72 vom 7. Februar 

1972 über die Finanzierung von Interventions- 
ausgaben auf dem Sektor Fischereierzeugnisse, 

— Verordnung (EWG) Nr. 273/72 vom 7. Februar 
1972 zur Festsetzung der Grundregeln für die 
Finanzierung der Interventionsausgaben auf dem 
Binnenmarkt für Obst und Gemüse. 

Im Rahmen der Finanzierungsregelungen kann eine 
Begrenzung der Ausgaben nicht erreicht werden. 
Dies müßte vielmehr dort geschehen, wo die kosten- 
verursachenden Tatbestände geschaffen wurden, 
d. h. bei den gemeinsamen Marktordnungen. 

48 . Ein weiterer Schritt, die Ausgaben des EAGFL 
unter Kontrolle zu bekommen, ist die vom Rat am 
7. Februar 1972 vorgenommene Verabschiedung der 
Verordnung (EWG) Nr. 283/72. Diese Verordnung 
stützt sich auf Artikel 8 Abs. 3 der Verordnung 
(EWG) Nr. 729/70 und betrifft „Die Unregelmäßig- 
keiten und die Wiedereinziehung zu Unrecht ge- 
zahlter Beträge im Rahmen der Finanzierung der 
gemeinsamen Agrarpolitik sowie die Einrichtung 
eines einschlägigen Informationssystems". Die Ver- 
ordnung ermöglicht insbesondere eine wirksamere, 
konzertierte Bekämpfung von betrügerischen Prak- 
tiken und anderen Zuwiderhandlungen. Sie enthält 
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allerdings noch keine Regelung des Anlastungsver- 
fahrens, d. h. der Zurechnung der nachteiligen finan- 
ziellen Folgen bei nicht vollständiger Wiedereinzie- 
hung von ausgezahlten Beträgen. Diese Frage mußte 
ausgeklammert werden, da eine vollständige Eini- 
gung hierüber z. Z. noch nicht erreichbar ist. Immer- 
hin konnte durch eine gemeinsame Protokollerklä- 
rung des Rates und der Kommission eine gewisse 
Übergangslösung geschaffen werden. 


49 . Zwecks Abwicklung des alten, bis zum 31. De- 
zember 1970 gültigen Finanzierungssystems, hat die 
Kommission, nach Beteiligung des EAGFL-Ausschus- 
ses, im Berichtszeitraum über folgende Zahlungs- 
verpflichtungen entschieden: 

— Rückvergütung (Endabrechnung) der Abt. Garan- 
tie für den Verbuchungszeitraum 1966/67 

— - Zuschuß der Abt. Ausrichtung zur VII. Tranche 
(1970), 3. Abschnitt 

— Erstattung der im Jahre 1970 für die Schlachtung 
von Kühen und die Nichtvermarktung von Milch 
und Milcherzeugnissen gezahlten Prämien 

— Erstattung der im Jahre 1970 für die Rodung von 
Apfel-, Birnen- und Pfirsichbäumen gezahlten 
Prämien 

— Rückvergütung der von Organisationen von 
Obst- und Gemüseerzeugern im Jahre 1965 ge- 
währten Beihilfen. 


Der Kommission wurde im Berichtszeitraum der fol- 
gende Rückvergütungsantrag zur Entscheidung vor- 
gelegt: 

— Rückvergütung der den Organisationen von 
Obst- und Gemüseerzeugern von den Mitglied- 
staaten im Jahre 1970 gewährten Beihilfen in 
Höhe von 50 °/o durch den EAGFL, Abt. Ausrich- 
tung. 


Nach dem Stand der Kommissionsentscheidungen 
bis zum 31. Dezember 1971 sind folgende Zahlungs- 
verpflichtungen aus den Verbuchungszeiträumen 
1962/63 bis 1970 entstanden: 


EAGFL 

— Abt. Garantie 

— Abt. Ausrüstung 

— Sonderabteilungen 
insgesamt .... 


23 217,5 Mio DM 
2 794,4 Mio DM 
1 647,6 Mio DM 
27 659,5 Mio DM. 


Der deutsche Beitrag dazu beträgt 8 305,5 Mio DM 
(30 v. H.). Nach Abzug der Rückvergütungen von 
324,1 Mio DM (22,9 v. H.) verbleibt ein Schuldner- 
saldo von 1 981,4 Mio DM. 

Die Rückvergütungsbeträge für Einzelprojekte der 
Abt. Ausrichtung fließen nicht dem Bundeshaushalt, 
sondern den Begünstigten unmittelbar zu. In der 
Summe der Rückvergütungen sind sie jedoch mit 
erfaßt. Die aufgrund des Ministerratsbeschlusses 
vom 20. Januar 1970 von der BRD geleisteten Zah- 
lungen für noch nicht endgültig abgerechnete zurück- 
liegende Zeiträume sind noch nicht berücksichtigt. 

Bei Beurteilung dieser Zahlen ist zu berücksichtigen, 
daß lediglich die Verbuchungszeiträume 1962/63 
endgültig und die nachfolgenden Verbuchungszeit- 


räume bis zum 2. Halbjahr 1970 nur teilweise abge- 
rechnet sind. Die Zahlen sind daher weder der Höhe 
nach noch für die Anteile Deutschlands repräsenta- 
tiv. Außerdem muß berücksichtigt werden, daß das 
Fondsvolumen in den Anfangsjahren sehr viel gerin- 
der war (niedrigere Anteile der Gemeinschaftsfinan- 
zierung und geringe Anzahl von Marktordnungen) 
als gegenwärtig, daß die Zahlungen bis 1966/67 noch 
nach dem System der sog. Nettofinanzierung ab- 
gerechnet wurden und daß die Schuldnersalden der 
BRD vorübergehend durch Getreidepreis-Ausgleichs- 
zahlungen und durch die Auswirkungen der verän- 
derten Währungsparitäten positiv beeinflußt wur- 
den. 

VII. Energiepolitik 

Die gemeinschaftliche Energiepolitik 

50. Für die Integration der Gemeinschaft kommt 
dem Aufbau eines gemeinsamen Energiemarktes 
und einer gemeinschaftlichen Energiepolitik große 
Bedeutung zu. Die Bundesregierung unterstützt 
durch intensive Mitarbeit an allen Vorhaben die 
schrittweise Verwirklichung einer gemeinsamen 
Energiepolitik. Sie begrüßt daher die Initiative der 
Kommission, mit der der Rahmen einer gemein- 
schaftlichen Energiepolitik, wie er mit der „Ersten 
Orientierung" abgesteckt wurde, weiter ausgefüllt 
werden soll. 

Im Zusammenhang mit dieser Initiative hat die 
Kommission dem Rat am 29. Juli 1971 folgende drei 
konkrete Vorschläge vorgelegt: 

1. Die Bevorratung an Mineralölprodukten soll von 
60 auf 90 Tage erhöht werden. 

2. Zugunsten bestimmter Tätigkeiten im Kohlen- 
wasserstoffbereich sollen Vergünstigungen ge- 
währt werden, die in ihren Grundsätzen denen 
des „gemeinsamen Unternehmens" nach dem 
Euratom-Vertrag entsprechen. 

3. über die Aufnahme von Anleihen für einen Bei- 
trag der Gemeinschaft zur Finanzierung von 
Kernkraftwerken soll eine Entscheidung erlassen 
werden. 

Die Vorschläge zu 1. und 2. waren in der Berichts- 
zeit Gegenstand mehrerer Sitzungen der Ratsgruppe 
Energie. Es kann erwartet werden, daß die Beratun- 
gen zum ersten Vorschlag bald abgeschlossen wer- 
den. Beim zweiten Vorschlag bedürfen einige 
schwierige Fragen noch der Klärung. Die Beratun- 
gen über den dritten Vorschlag haben noch nicht 
begonnen. 

Unentbehrliche Voraussetzung für eine gemein- 
schaftliche Energiepolitik ist eine ausreichende In- 
formationsbasis über die für die Gemeinschaft 
relevanten Fakten. Die zu diesem Zweck von der 
Kommission vorgelegten beiden Verordnungsent- 
würfe über 

— - die Mitteilung von Investitionsvorhaben von 
gemeinschaftlichem Interesse in den Bereichen 
der Erdöl-, Erdgas- und Elektrizitätswirtschaft 
sowie über 
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— die Mitteilung von Einfuhrprogrammen für Koh- 
lenwasserstoffe 

hat der Rat am 31. Januar 1972 verabschiedet. 

51 . Seit längerer Zeit liegt bereits ein Vorschlag 
der Kommission für eine Harmonisierung der Ver- 
brauchsteuern für Heizöl vor. Dieser Vorschlag 
wurde erstmals am 27. März 1972 in der Gruppe 
Finanzfragen beraten. Die Kommission hat einen 
weiteren Bericht über die „Konjunkturlage auf dem 
Energiemarkt der Gemeinschaft 1971/72" ausgearbei- 
tet und in einem gemischten Ausschuß (Rat/Kom- s 
mission) erörtert. 

52 . Die Bemühungen um eine gemeinsame Energie- i 
Politik wurden auch auf anderen Ebenen fortgesetzt. 1 
Im November 1971 hatte die Kommission einen Mei- 1 
nungsaustausch mit den für die Energiefragen zu- ; 
ständigen leitenden Regierungsbeamten, in dessen : 
Mittelpunkt die Verwirklichung einer gemeinsamen ! 
Handels- und Versorgungspolitik für Kohlenwasser- 
stoffe stand. Mit den Mineralölsachverständigen der : 
Mitgliedsländer erörterte die Kommission in mehre- 
ren Sitzungen Fragen der Verwirklichung und des 
Ausbaus eines einheitlichen Marktes, der Vorsorge 
im Falle von Krisenzeiten und der unterirdischen 
Lagerung von Erdöl in den Ländern der Gemein- 
schaft. 

Der Kohlemarkt der Gemeinschaft 

53 . Die Marktlage bei Steinkohle und Steinkohlen- 
erzeugnissen in der Gemeinschaft war im Kalender- 
jahr 1971 durch einen nicht unerheblichen Nachfrage- 
rückgang gekennzeichnet. Trotz verminderter För- 
derung und rückläufiger Einfuhren lag das Angebot 
höher als die Nachfrage, so daß die Haldenbestände 
des Steinkohlenbergbaus insgesamt angestiegen 
sind. Besonders in der Bundesrepublik, dem größten 
Erzeugerland und Hauptversorger der Gemeinschaft, 
hat sich die Angebots-/Nachfragesituation so ent- 
wickelt, daß in den ersten Monaten des Jahres 1972 
sogar Kurzarbeit und Feierschichten bei den Zechen 
eingelegt werden mußten. 

Die Steinkohlenförderung in der Gemeinschaft ist 
im Jahre 1971 gegenüber dem Vorjahr in allen Län- 
dern, wenn auch in unterschiedlichen Größenord- 
nungen, rückläufig gewesen (von rd. 165 Mio t in 
1970 auf rd. 159 Mio t in 1971). Den prozentual 
geringsten Förderrückgang hatte die Bundesrepublik 
aufzu weisen; hier ging die Förderung von 111,3 
Mio t in 1970 auf 110,8 Mio t in 1971 zurück. 

Wie bereits erwähnt, konnte die Förderung der 
Gemeinschaftsländer - mit Ausnahme Frankreichs - 
nicht voll abgesetzt werden, so daß beträchtliche 
Mengen aufgehaldet werden mußten. Im Bundes- 
gebiet allein betrug der Haldenaufbau bei Kohle 
in 1971 rd. 3,4 Mio t. 

Die Zechen- und Hüttenkokereien der Gemeinschaft, 
die in 1970 noch über 70 Mio t Koks erzeugten, 
schränkten ihre Produktion um annähernd 4 Mio t 
ein. Die in 1971 erzeugte Koksmenge von rd. 66 
Mio t wurde jedoch bei weitem nicht abgesetzt. 
Daher haben sich die Ende 1970 vorhandenen nur 


geringen Bestände stark erhöht. Allein in der Bun- 
desrepublik sind die Koks-Haldenbestände in 1971 
um rd. 5 Mio t gestiegen. 

Die Einfuhren von Steinkohle aus Drittländern in 
die Gemeinschaft sind von 31,2 Mio t in 1970 auf rd. 
27 Mio t in 1971 zurückgegangen. Der Rückgang 
kann vorwiegend der gesunkenen Kokskohlennach- 
| frage für Zwecke der Stahlindustrie zugeschrieben 
werden,- er betraf hauptsächlich die Importe aus den 
USA, während sich die Mengen aus den Ostblock- 
staaten (insbesondere aus Polen) erneut erhöhten. 

Auch die Drittlandseinfuhren in das Bundesgebiet 
im Rahmen des Zollkontingents waren rückläufig. 
Sie erreichten 6,1 Mio t gegenüber 7,7 Mio t im 
Vorjahr, in dem das Kontingent wegen starker 
Nachfrage auf gestockt worden war. Von dem Rück- 
gang ist auch hier an erster Stelle die US-Kohle 
betroffen, aber auch die Polenkohle erreichte nicht 
die Vorjahreshöhe. Dagegen konnten die neuen 
Lieferländer Südafrika und Australien ihre Liefer- 
mengen behaupten bzw. sogar erhöhen. 

Kokseinfuhren in die Gemeinschaft aus Drittländern 
sind nur in geringem Ausmaß erfolgt (0,5 Mio t). Sie 
lagen bedarfsbedingt niedriger als im Vorjahr (0,8 
Mio t). Die mengenmäßig unbegrenzte Zulassung 
von Kokseinfuhren aus Ostblockstaaten in die Bun- 
desrepublik, die seit Mitte 1969 bestanden hat, 
wurde im Februar 1972 wegen der kritischen Koks- 
marktsituation zurückgezogen. Einfuhren im Rah- 
men dieser Zulassung sind jedoch nur in geringem 
Ausmaß erfolgt. 

Der Austausch an Kohle und Koks innerhalb der 
Gemeinschaft hat sich in 1971 infolge des Nachfrage- 
rückgangs ebenfalls verringert. Das Hauptlieferland, 
die Bundesrepublik, hat im Vergleich zum Vorjahr 
folgende Mengen geliefert (Mio t): 


Steinkohlen/ 

1971 

1970 

1+ 

*sj 

o 

Steinkohlenbriketts 

13,3 

14,6 

— 1,3 

Steinkohlenkoks 

7,7 

8,4 

0,7 

zusammen 

21,0 

23,0 

— 2,0 


Die Bezüge der Bundesrepublik aus der Gemein- 
schaft betrugen bei Steinkohle/Steinkohlenbriketts 
1,2 Mio t (Vorjahr 1,5 Mio t) und bei Steinkohlen- 
koks 0,1 Mio t (Vorjahr 0,2 Mio t). 

Bei den Kohlepreisen zeigte sich, nach einem star- 
ken Anstieg im Jahre 1970 und auch noch Anfang 
1971, im Verlauf des Jahres 1971 für Drittlandskohle 
eine rückläufige Tendenz, während die Preise für 
Gemeinschaftskohle weiter angestiegen sind. Dies 
erschwerte in zunehmendem Maße die Anpassung 
der Preise an das von den Verbrauchern, haupt- 
sächlich den Kraftwerken und der Stahlindustrie ge- 
wünschte Niveau. Nicht zuletzt aus diesem Grunde 
sind in der Bundesrepublik die Weitergewährung 
von Verstromungshilfen in neuer Form und in 
Frankreich neue Verstromungshilfen für Steinkohle 
beschlossen worden. 

Auch die Kokskohlenbeihilfe, die Anfang 1971 nur 
in Form der Absatzbeihilfe gezahlt wurde, ist ab 
1. Juni 1971 wieder um eine Förderbeihilfe von 4, — 
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DM/t erweitert worden. Eine Absatz- und Förder- 
beihilfe soll auch in 1971 gewährt werden. Ent- 
sprechende Vorbereitungen sind im Gange. Die der- 
zeitigen Preisverhältnisse ließen die Zahlung der 
gemäß Entscheidung 70/1 zulässigen Höchstbeträge 
(0,40 RE/t für Absatzbeihilfe und 1,50 RE/t für För- 
derbeihilfe) zu. 

Zum zweiten Male sind von allen Mitgliedstaaten 
der Gemeinschaft der Kommission Ende 1971 men- 
genmäßige Vorschauen auf die voraussichtliche Pro- 
duktions-, Absatz- und Einfuhrentwicklung im Stein- 
kohlenbereich (nunmehr bis 1976) gemäß der Ent- 
scheidung 3/71 vorgelegt worden. 


VIII. Verkehrspolitik 

Bei den Tagungen des Rates der EG-Verkehrsmini- 
ster am 12. Oktober 1971 in Luxemburg und am 
3. Dezember 1971 in Brüssel wurden weitere Fort- 
schritte zur Verwirklichung einer gemeinsamen eu- 
ropäischen Verkehrspolitik erzielt. 

54 . Die Verkehrsminister haben eine Verordnung 
über den Linienverkehr und eine Verordnung über 
den Pendelverkehr mit Kraftomnibussen verab- 
schiedet. Diese Verkehre sind bisher in bilateralen 
oder multilateralen Abkommen geregelt. Die neuen 
Verordnungen beseitigen diese Rechtszersplitterung 
und schaffen einheitliche Kriterien für die Zulassung 
zum grenzüberschreitenden Verkehr zwischen den 
Mitgliedstaaten und ein einheitliches Genehmi- 
gungsverfahren. Dabei sollen die schutzwürdigen 
Interessen vorhandener Personenverkehrsdienste 
angemessen berücksichtigt werden. 

Beide Verordnungen gehen aber noch einen Schritt 
weiter. Bisher war es ausschließlich in das Ermessen 
der beteiligten Staaten gestellt, ob sie z. B. einen 
beantragten neuen Linienverkehr genehmigen woll- 
ten oder nicht. Nunmehr kann ein Mitgliedstaat, der 
einem neuen Linien- oder Pendelverkehr nicht zu- 
stimmen will, die Auflage erhalten, solche Verkehre 
doch einzurichten. Die Verordnungen sehen nämlich 
ein Schiedsverfahren vor, wenn sich die zuständigen 
Mitgliedstaaten nicht einigen. In diesem Fall ent- 
scheidet zunächst die EG-Kommission, auf Antrag 
eines Mitgliedstaates als letzte Instanz der Rat 
selbst, und zwar mit qualifizierter Mehrheit. 

Dies ist ein Novum auf dem Verkehrsgebiet und 
bedeutet, daß ein Stück nationaler Kompetenz in 
„ gemeinschaftliche " Hände gelegt wird. 

55 . Ferner kamen die Minister überein, die Ver- 
ordnung 543/69 (EWG-Sozialvorschriften), die vor 
allem die Lenk- und Ruhezeiten des Fahrpersonals 
im gewerblichen Straßengüterverkehr für den natio- 
nalen und internationalen Bereich regelt, in 2 Punk- 
ten abzuändern: 

— Die Praxis hatte ergeben, daß die uneinge- 
schränkte Anwendung der Sozial-Vorschriften 
auf den Nahverkehr mit seinen kurzen Fahr- 
stecken und häufigen Unterbrechungen nur be- 


dingt möglich ist. Es galt deshalb, für den Nah- 
verkehr anpassungsfähig zu sein, ohne zugleich 
den erzielten sozialen Fortschritt zu gefährden. 
Die Mitgliedstaaten haben deshalb künftig die 
Möglichkeit, nach Anhörung der Kommission für 
den Nahverkehr in beschränktem Umfang Aus- 
nahmen von den Pausen, den Ruhe- und Lenk- 
zeiten zuzulassen. Daneben kann der Nahverkehr 
unter bestimmten Voraussetzungen von der ob- 
ligatorischen Führung des persönlichen Kontroll- 
buches freigestellt werden. 

Ferner werden die Zugmaschinen für landwirt- 
schaftliche und örtliche forstwirtschaftliche Arbei- 
ten aus der EWG-Verordnung völlig ausgenom- 
men. Schließlich sieht eine Ausnahmebestimmung 
vor, daß Beifahrer zu Ausbildungszwecken schon 
vom 16. und nicht erst vom 18. Lebensjahr an ein- 
gesetzt werden dürfen. 

— Die zweite Änderung betrifft die Angleichung 
der EWG-Sozialvorschriften an das um die Jah- 
reswende 1970/71 von allen EWG-Staaten in 
Genf Unterzeichnete „Europäische Abkommen 
über die Arbeit der im internationalen Straßen- 
verkehr beschäftigten Fahrzeugbesatzungen", das 
sogenannte AETR. Dieses AETR ist im Rahmen 
der Wirtschaftskommission der Vereinten Natio- 
nen für Europa (ECE) als gesamteuropäisches 
Abkommen beschlossen worden. Das ECE-Ab- 
kommen entspricht weit überwiegend (zum Teil 
sogar wörtlich) den Bestimmungen der EWG- 
Sozialvorschriften. Hier hat die engere Gemein- 
schaft der EWG wertvolle Schrittmacherdienste 
für eine gesamteuropäische Lösung geleistet. 
Nun sind die EWG-Vorschriften ihrerseits in 
einigen Punkten dem AETR angepaßt worden, 
um eine völlige Übereinstimmung beider Rege- 
lungen zu erreichen. 

Die nunmehr erreichte Identität zwischen den 
EG-Sozialvorschriften und dem AETR verein- 
facht die Anwendung der Bestimmungen in der 
Praxis, erleichtert ihre Einhaltung und macht 
eine wirksame Kontrolle überhaupt erst möglich. 
Diese Einigung im Rat ist auch deshalb beson- 
ders erfreulich, weil damit ein zweijähriger Kom- 
petenzstreit zwischen Rat und Kommission end- 
gültig beigelegt worden ist, in dem schließlich 
der Europäische Gerichtshof die Verhandlungen 
der EG-Staaten in Genf über das AETR nicht 
beanstandet hat. 

56 . Der Rat bereitet weiter eine gemeinsame Rege- 
lung vor, um durch zeitweilige Stillegung von Bin- 
nenschiffen ein Überangebot an Schiffsraum in der 
Binnenschiffahrt auszugleichen. Als ersten wesent- 
lichen Schritt hat er sich über die Voraussetzungen 
geeinigt, unter denen eine zeitweilige Stillegung 
von Binnenschiffen eingeleitet werden darf: Dies 
soll möglich sein, wenn ein vorübergehendes Un- 
gleichgewicht von Angebot und Nachfrage und die 
damit verbundene Gefahr einer ernsten Störung des 
Marktes besteht. Beides darf nicht auf Gründen 
beruhen, die sich aus der Führung der Binnenschiff- 
fahrtsunternehmen selbst ergeben. Die Delegationen 
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einigten sich auch darüber, daß in den Stillegungs- 
fonds keine staatlichen Subventionen fließen dür- 
fen, der Fonds aber im beschränkten Umfang Kre- 
dite in Anspruch nehmen kann. 

57 . Auf beiden Tagungen haben sich die EG-Ver- 
kehrsminister mit dem wichtigen Problem der Ver- 
einheitlichung der Maße und Gewichte der Nutz- 
kraftfahrzeuge befaßt. Dabei zeigte sich erneut, daß 
hierbei nicht allein technische Fragen im Vorder- 
grund stehen, sondern Entscheidungen mit erheb- 
lichen finanziellen und verkehrspolitischen Auswir- 
kungen zu treffen sind. Jede Erhöhung der Maße 
und Gewichte ist von entscheidender Bedeutung 
für die Kosten und die Abnutzung der Infrastruktur 
sowie die Sicherheit und Flüssigkeit des Verkehrs, 
hat aber auch Einfluß auf die Umweltbelästigungen 
durch Lärm und Abgase. Der Rat bereitet zunächst 
eine Entscheidung über die grundlegenden Fragen 
der Achslast und des Gesamtgewichts vor. Darüber 
hinaus wird vor allem über die sogenannte Mindest- 
motorleistung (8 PS/t) und die zulässige Länge der 
Sattelkraftfahrzeuge zu beraten und zu entscheiden 
sein. 

Angesichts des bevorstehenden Beitritts hat Groß- 
britannien um förmliche Konsultation in dieser ver- 
kehrspolitisch wichtigen Frage gebeten, um seinen 
Standpunkt eingehend darlegen zu können. 

58 . Der Rat führte außerdem eine allgemeine Aus- 
sprache über die künftige Ausrichtung der EG- Ver- 
kehrspolitik. Dabei trat erstmals der dogmatische 
Streit, ob der Liberalisierung oder der Harmonisie- 
rung der Vorzug zu geben sei, in den Hintergrund. 
Die Minister einigten sich über ein Arbeitsprogramm 
für das Jahr 1972, an das die zur erarbeitende lang- 
fristige Konzeption unmittelbar anschließen soll. 

59 . Der Rat hat sich schließlich erneut der bedeut- 
samen Frage der Einführung eines gemeinsamen 
Systems der Abgeltung der Benutzung der Ver- 
kehrswege (Drucksache VI/2089) zugewendet. Er hat 
beschlossen, daß die Untersuchungen über die Be- 
rechnungsmethoden für die Grenzkosten der Benut- 
zung, die Gesamtausgaben und die Ausgleichsent- 
gelte weitergeführt und möglichst bis Juni 1973 
abgeschlossen werden. Außerdem war der Rat da- 
mit einverstanden, daß die Lösung der allgemeinen 
Vorfragen für eine Wegekostenregelung (institutio- 
nelle Probleme, Rechtsfragen, Regelung für Perso- 
nenwagen) gleichzeitig in Angriff genommen wird. 


IX. Forschung und Technologie 


Euratom 

60 . Die Vorschläge der Kommission für ein neues 
3-Jahres-Forschungsprogramm der Gemeinschaft ab 
1. Januar 1972 haben nicht die für ihre Annahme er- 
forderliche Einstimmigkeit im Ministerrat gefunden, 
obwohl die Bundesrepublik und die Beneluxstaaten 


die Vorschläge nahezu vollinhaltlich unterstützten. 
Eine Ministerratstagung am 6. Dezember 1971 blieb 
deshalb ohne Ergebnis. In einer zweiten Ratstagung 
am 20./2 1 . Dezember 1971 haben sich dann die Mit- 
gliedstaaten auf ein weiteres Übergangsprogramm 
für das Jahr 1972 geeinigt. Obwohl dieses Programm 
noch mit Mängeln aus den Vorjahren behaftet ist 
(Fortsetzung des selbst von der Kommission nicht 
mehr vorgeschlagenen Betriebs des Reaktors ESSOR, 
Fortsetzung einer Reihe nur von einzelnen Mitglied- 
staaten getragener Ergänzungsprogramme) hat die 
Bundesregierung diesem Programm schließlich doch 
aus folgenden Gründen zugestimmt: 

a) Erstmalig sollen der Gemeinsamen Forschungs- 
stelle einige für eine Zukunftsorientierung un- 
erläßliche nichtnukleare Aufgaben übertragen 
werden (Referenzbüro für Eichproben und Vor- 
bereitung von Standards für Werkstoffe, Unter- 
suchungen des Schwefeldioxyd-Gehalts der Luft) 

b) Die bisher in ein gemeinsames und ein Ergän- 
zungsprogramm aufgespaltene Tätigkeit des 
Transuraninstituts in Karlsruhe wird wieder in 
einem gemeinsamen Programm aller Mitglied- 
staaten erfaßt. 

c) Das frühere Ergänzungsprogramm „Reaktor- 
sicherheit“ kann als von allen Mitgliedstaaten 
finanziertes gemeinsames Programm fortgeführt 
und in seinem Volumen gegenüber 1971 mehr 
als verdoppelt werden. 

d) Neue gemeinsame Arbeiten wurden auf dem Ge- 
biet der physikalischen Datensammlung für 
Kernreaktoren (ESIS und INDAC) vereinbart 
Euratom wird sich ferner an der „COST“ -Aktion 
zur Erstellung eines Knotenzentrums für Ver- 
suche auf dem Gebiet der Datenverarbeitung 
beteiligen. 

Schließlich war von Bedeutung, daß der Rat ein- 
stimmig den Willen bekundet hat, sofort zu Jahres- 
beginn 1972 zusammen mit den beitrittswilligen 
Ländern auf die Jahre ab 1973 ein Mehrjahrespro- 
gramm für die Gemeinschaft auszuarbeiten, das 
vor allem auf Basisforschungen, langfristige For- 
schungen und auf Arbeiten im öffentlichen Interesse 
(z. B. Reaktorsicherheit, Referenzbüro, Umwelt- 
schutz) ausgerichtet sein soll. Damit wurde einem 
Anliegen der Bundesregierung Rechnung getragen. 

Bei der endgültigen Ausarbeitung des Beschlusses 
im Ausschuß der Ständigen Vertreter gab es über 
die Auslegung des Kompromisses vom 20./21. De- 
zember 1971 unterschiedliche Auffassungen, so daß 
im Berichtszeitraum Haushalt und Programm in 
ihrer endgültigen Form nicht verabschiedet werden 
konnten. 

61 . Da die Arbeiten zur Ausarbeitung eines neuen 
Mehrjahresprogrammes von der Kommission nur 
sehr zögernd in Angriff genommen werden, hat die 
Bundesregierung mehrfach auf die Dringlichkeit 
dieser Arbeiten und auf die Notwendigkeit, den seit 
1. Januar 1968 anhaltenden „übergangszustand" zu 
beenden, hingewiesen. 
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62 . Die Verhandlungen der Kommission mit der 
USAEC zur Verbesserung der Lieferbedingungen für 
Kernbrennstoffe aus den USA haben zum Entwurf 
eines neuen Abkommens geführt, der zur Zeit in den 
Gremien des Rates geprüft wird. 

63 . Der Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaf- 
ten hat auf die Klage der Kommission gegen Frank- 
reich durch Urteil vom 14, Dezember 1971 festge- 
stellt, daß die Vorschriften des Kapitels VI (Tit. II) 
des Euratomvertrages über die Versorgung mit Er- 
zen, Ausgangsstoffen und besonderem spaltbarem 
Material unverändert und in vollem Umfang gelten. 


Forschungspolitik 

64 . Im Auftrag der Arbeitsgruppe „Politik auf dem 
Gebiet der wissenschaftlichen und technischen For- 
schung" („Aigrain-Gruppe") haben kleine Gruppen 
hochrangiger Sachverständiger die Möglichkeiten 
einer europäischen Zusammenarbeit auf den For- 
schungsgebieten „Raumordnung" und „Medizin" un- 
tersucht. Aufgrund ihrer Berichte wird die Arbeits- 
gruppe entscheiden, bei welchen Themen gemein- 
same Forschungsprogramme oder -projekte ausge- 
arbeitet und dem Rat vorgelegt werden sollen. 
Außerdem diskutierte die Arbeitsgruppe im Rahmen 
der Gegenüberstellung nationaler Programme die 
allgemeinen Pläne und Programme verschiedener 
Mitgliedstaaten. Eine Erörterung des 2. Datenverar- 
beitungsprogramms der Bundesregierung ist für 
April 1972 vorgesehen. Diese „Konfrontationen" 
nationaler Maßnahmen sollen zu einer Abstimmung 
der forschungspolitischen Zielsetzungen der Mit- 
gliedstaate'n beitragen und die Möglichkeiten für 
eine europäische Zusammenarbeit aufzeigen. 

65 . Die Arbeiten in der ad-hoc-Gruppe „Wissen- 
schaftliche und technische Forschung" des Ausschus- 
ses der Ständigen Vertreter, die vom Rat mit der Er- 
stellung einer Gesamtschau der Probleme auf dem 
Gebiet der wissenschaftlich-technischen Zusammen- 
arbeit beauftragt worden ist, konnten im Berichts- 
zeitraum nicht weiter vorangebracht werden, da sich 
Meinungsunterschiede über die Möglichkeit und 
Zweckmäßigkeit der schrittweisen Entwicklung einer 
gemeinsamen Forschungspolitik ergaben. Auch in 
der Frage, welche organisatorischen Strukturen für 
die Vorbereitung gemeinsamer Entscheidungen in 
diesem Bereich geschaffen werden sollten, war bis- 
her keine einheitliche Auffassung zu erzielen. Hier 
bestehen insbesondere unterschiedliche Vorstellun- 
gen darüber, welche Stellung der Kommission zu- 
kommen soll. 

Die Bundesregierung wird weiterhin auf eine Lösung 
hinwirken, die mit der allgemeinen institutionellen 
Entwicklung der Gemeinschaft abgestimmt ist und 
eine effiziente, sachgerechte Entscheidungsvorbe- 
reitung ermöglicht. 

66. Im Mittelpunkt der Bemühungen um eine ver- 
stärkte Zusammenarbeit in Forschung und Entwick- 


lung standen im Herbst 1971 die Verhandlungen im 
Kreise von 19 europäischen Staaten, die im Frühjahr 

1970 auf Initiative der Gemeinschaft eingeleitet 
worden waren („COST" -Verhandlungen). Sie führ- 
ten auf der Ministerkonferenz vom 22./23. November 

1971 in Brüssel unter dem Vorsitz des Ratspräsiden- 
ten, dem italienischen Minister Ripamonti, zum Ab- 
schluß von Vereinbarungen über eine Zusammen- 
arbeit bei folgenden Projekten, an denen sich je- 
weils einige der 19 Staaten beteiligen werden: 

1 . Aufbau eines Europäischen Informatiknetzes ; 

2. Studie über die Ausbreitung Hertzscher Wellen; 

3. Forschungsarbeiten über Werkstoffe für Gas- 
turbinen; 

4. Forschungsarbeiten über Werkstoffe für Meer- 
wasserentsalzungsanlagen; 

5. Forschungsarbeiten über das physikalisch-che- 
mische Verhalten von Schwefeldioxyd in der 
Atmosphäre; 

6. Analyse der organischen Mikroverunreinigungen 
im Wasser; 

7. Behandlung von Klärschlamm. 

Außer den ersten beiden Projekten wird die BRD 
an allen Aktionen mitarbeiten. 

Außerdem faßte die Konferenz Grundsatzbeschlüsse 
über die Errichtung eines Europäischen Zentrums für 
die mittelfristige Wettervorhersage und über die 
Schaffung eines Europäischen Informationszentrums 
für Computerprogramme. 

An den meisten dieser Aktionen soll sich die Ge- 
meinsame Forschungsstelle der Europäischen Ge- 
meinschaft unmittelbar beteiligen, für die die Kom- 
mission die Vereinbarungen unterzeichnet hat. Dar- 
über hinaus werden die Europäischen Gemeinschaf- 
ten die Sekretariatsaufgaben für die Durchführung 
der Vereinbarungen wahrnehmen. Die deutsche 
Delegation hat sich sowohl in den vorbereitenden 
Verhandlungen wie in den Konsultationen der Ge- 
meinschaftsstaaten während der Konferenz mit 
Nachdruck für diese Entscheidungen eingesetzt. 

67 . Auf dem Gebiet von Forschung und Entwick- 
lung ist es das Ziel der Bundesregierung, im Rahmen 
der Gemeinschaft schrittweise eine gemeinsame 
Forschungspolitik zu entwickeln und zu verwirk- 
lichen. Diese Bemühungen haben vorerst nur zu un- 
vollkommenen Ergebnissen geführt. Insbesondere 
ist es bisher nicht gelungen, sachlich und politisch 
geeignete Strukturen für die Vorbereitung und 
Durchführung gemeinsamer Entscheidungen zu schaf- 
fen. Es wird deshalb zunächst darauf ankommen, 
durch praktische Maßnahmen eine Annäherung der 
nationalen Zielsetzungen und eine intensivere Zu- 
sammenarbeit anzustreben. Diesem Ziel dient ins- 
besondere die Diskussion über das 2. Datenver- 
arbeitungsprogramm der Bundesregierung, die auf 
deutschen Vorschlag im Rahmen der Arbeitsgruppe 
„Politik auf dem Gebiet der wissenschaftlichen und 
technischen Forschung" (Aigrain-Gruppe) stattfin- 
den wird. 
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X. Sozialpolitik 
Europäischer Sozialfonds 

68. Die am 1. Februar 1971 vom Rat beschlossene 
Reform des Europäischen Sozialfonds ist durch die 
am 8. November 1971 vom Rat erlassenen Verord- 
nungen 

Nr. 2396/71 zur Durchführung des Beschlusses des 
Rates vom 1. Februar 1971 über die Reform des 
Europäischen Sozialfonds, 

Nr. 2397/71 über die Beihilfen, zu denen Zu- 
schüsse aus dem Europäischen Sozialfonds ge- 
währt werden können, 

Nr. 2398/71 über die Zuschüsse des Europäischen 
Sozialfonds zugunsten von Personen, die eine 
selbständige Tätigkeit ausüben sollen 

weiter konkretisiert worden. Die Reform wird mit 
dem Erlaß einer Verordnung des Rates über be- 
stimmte Verwaltungs- und Finanzmodalitäten der 
Tätigkeit des Europäischen Sozialfonds, mit dem in 
Kürze zu rechnen ist, wirksam werden. 

Indessen hat der Sozialfonds alter Art seinen bis- 
her größten jährlichen Umfang angenommen. Mit 
206,7 Mio DM hat er die Leistungen des Vorjahres 
um 71 Mio DM überstiegen. Mehr als die Hälfte der 
1971 insgesamt gewährten Zuschüsse erhielt die 
Bundesrepublik. Davon entfielen über zwei Drittel 
auf Umschulungsmaßnahmen im Rahmen der beruf- 
lichen Rehabiltation. Im einzelnen haben die Mit- 
gliedstaaten erhalten 

Deutschland 109,0 Mio DM für 31 900 Arbeitskräfte 
Belgien 5,6 Mio DM für 1 600 Arbeitskräfte 

Frankreich 22,6 Mio DM für 4 500 Arbeitskräfte 
Italien 64,0 Mio DM für 101 300 Arbeitskräfte 

Niederlande 5,5 Mio DM für 900 Arbeitskräfte. 

Soziale Sicherheit der Wanderarbeitnehmer 

69 . Am 21. März 1972 ist die Verordnung (EWG) 
Nr. 574/72 des Rates über die Durchführung der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1408/71 zur Anwendung der 
Systeme der Sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer 
und deren Familien, die innerhalb der Gemeinschaft 
zu- und abwandern, verabschiedet worden. Damit 
könnten die Verordnung Nr. 1408/71 und die Durch- 
führungsverordnung am 1. Oktober 1972 in Kraft 
treten. 

Unterdessen haben Sachverständige sich darauf ge- 
einigt, wie die Verordnung Nr. 1408/71 im Hinblick 
auf den Beitritt der neuen Mitgliedstaaten zu än- 
dern und zu ergänzen ist. 

Berufsausbildung 

70 . Auf der Grundlage der vom Rat am 26. Juli 
1971 beschlossenen Allgemeinen Leitlinien erarbei- 
tet die Kommission zur Zeit ein gemeinschaftliches 
Tätigkeitsprogramm auf dem Gebiet der Berufsaus- 
bildung. Dieses Aktionsprogramm soll noch vor der 
Sommerpause vorgelegt werden. 


Künftige Schwerpunkte 

71 . Von den daneben weitergeführten Arbeiten auf 
allen Gebieten der Sozialpolitik - Sozialversiche- 
rung, Vermögensbildung, Arbeitsmarkt - hält die 
Bundesregierung die Themen für besonders wichtig, 
die sich auf die Wirtschafts- und Währungsunion be- 
ziehen. Sie begrüßt aus diesem Grunde sehr die 
Vorlage einer „Vorläufigen Ausrichtung für ein Pro- 
gramm einer gemeinschaftlichen Sozialpolitik" durch 
die Kommission der Europäischen Gemeinschaften. 
Dieses Programm will die Bedeutung der Wirt- 
schafts- und Währungsunion daran messen, welche 
Beiträge sie insbesondere zu den sozialpolitischen 
Zielen der Gemeinschaft leistet, wie sie in der Prä- 
ambel und in Artikel 2 des EWG-Vertrages genannt 
sind. Die Bundesregierung hält es für richtig, daß die 
Vorläufige Ausrichtung als vordringliche Maßnahme 
der Gemeinschaft, in Parallele zur Wirtschafts- und 
Währungsunion, die beschleunigte Vollendung des 
gemeinsamen Arbeitsmarktes sowie die Beseitigung 
der strukturellen Arbeitslosigkeit und der Unter- 
beschäftigung nennt. Für das praktische Vorgehen 
in der Sozialpolitik der Gemeinschaft müßte das 
ihres Erachtens bedeuten, daß der gemeinsamen 
Politik der Berufsausbildung und der sozialen För- 
derung der beruflichen Bildung Priorität zukommt. 

Maßnahmen im Bereich der EGKS 

Anpassungs- und Umstellungsmaßnahmen 

72 . Die Bundesregierung hat im Berichtszeitraum 
gemäß Artikel 56 § 2 Buchstabe b EGKS-Vertrag für 
von Stillegungs- und Betriebseinschränkungsmaß- 
nahmen betroffene Arbeitnehmer bei der Kommis- 
sion zwei Anträge auf Gewährung von Anpassungs- 
beihilfen zugunsten von 1244 unmittelbar und 795 
mittelbar betroffenen Arbeitnehmern gestellt. Der 
geschätzte Gesamtbetrag der benötigten Beihilfe- 
mittel beläuft sich auf rund 7,2 Mio DM, wobei sich 
Kommission und Bundesregierung je zur Hälfte an 
den erforderlichen Aufwendungen beteiligen. 

Im selben Zeitraum genehmigte die Kommission 
zwei Anträge mit einer Beihilfesumme von 20,2 Mio 
DM. 

Die Errichtung neuer industrieller Arbeitsplätze in 
den vom Strukturwandel betroffenen Montanrevie- 
ren der Bundesrepublik wurde durch die Kommis- 
sion weiter gefördert. Auf der Grundlage von 
Artikel 56 § 2 Buchstabe a EGKS-Vertrag sind im 
Berichtszeitraum drei Anträge der Bundesregierung 
auf Gewährung von Umstellungsdarlehen mit einer 
Darlehenssumme von 12,5 Mio DM genehmigt wor- 
den. 

Gleichzeitig legte die Bundesregierung der Kommis- 
sion einen neuen Antrag mit einer Darlehenssum- 
me von 6,0 Mio DM zur Genehmigung vor. Insge- 
samt steht damit die Entscheidung der Kommission 
bzw. des Rates noch in zehn Fällen aus, welche ein 
Kreditvolumen von zusammen 84,5 Mio DM dar- 
stellen. 
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Arbeiterwohnungsbau 

73 . Nicht zuletzt auf einen entsprechenden deut- 
schen Wunsch hin hat die Kommission im Rahmen 
des 7. Wohungsbauprogramms für die Arbeitnehmer 
der EGKS-Industrien zusätzliche Mittel in Höhe von 
rund l r 8 Mio DM nachträglich zugunsten der BRD 
freigemacht. 

Damit partizipiert der deutsche Montan-Arbeiter- 
wohnungsbau am genannten Finanzierungspro- 
gramm insgesamt mit ca. 14,8 Mio DM. 


XI. Der Gemeinsame Markt 

Niederlassungsrecht und 
freier Dienstleistungsverkehr 

74 . Das Niederlassungsrecht und der freie Dienst- 
leistungsverkehr konnten im gewerblichen Bereich 
mit dem Abschluß der Beratungen der Richtlinien 
„Vertrieb von Giftstoffen" und „Verschiedene Tätig- 
keiten" (jeweils eine Richtlinie „Liberalisierung" 
und eine Richtlinie „Übergangsmaßnahmen") in der 
Gruppe Wirtschaftsfragen weiter vorangetrieben 
werden. Nach der Verabschiedung im Rat wird der 
gewerbliche Bereich weitgehend liberalisiert sein. 

75 . Noch nicht verabschiedet werden konnten die 
Richtlinienvorschläge „Direktversicherung (außer 
Leben)", da eine Delegation im letzten Augenblick 
noch Vorbehalte eingelegt hat, ferner der Richt- 
linienvorschlag „Kreditinstitute", wozu inzwischen 
der Währungsausschuß eine Stellungnahme abgege- 
ben hat. Auch bei den Richtlinienvorschlägen „Hilfs- 
berufe des Verkehrs" und „Presseberufe" konnten 
die grundsätzlichen Vorbehalte jeweils einer Dele- 
gation bisher noch nicht überwunden werden. 

76 . Neu aufgenommen wurde die Beratung der 
Richtlinienvorschläge „Verkehr" (Straßengüterver- 
kehr, Personenbeförderung auf der Straße, Binnen- 
schiffahrt). 

77 . Die eingehende Prüfung der pharmazeutischen 
Richtlinienvorschläge (Herstellung, Großhandel, An- 
erkennung der Apothekerdiplome, Koordinierung 
der Apothekerausbildung und des Kleinvertriebs 
von Arzneimitteln) konnte in der Gruppe Wirt- 
schaftsfragen zu einem gewissen Abschluß gebracht 
werden. Die verbliebenen Fragen mit vorwiegend 
politischem Charakter (insbesondere Apotheker-Mo- 
nopol und Ausbildung der sachkundigen Personen 
bei der Herstellung von Arzneimitteln) sollen auf 
deutschen Antrag wegen ihrer Tragweite zusammen 
mit Problemen des freien Warenverkehrs mit Arz- 
neimitteln dem Rat vorgelegt werden. 

78 . Im Bereich der freien Berufe wurden die Arbei- 
ten an den Richtlinienvorschlägen „Architekten", 
„Ingenieure" und „Ärzte" weiter vorangetrieben. 
Die mit diesen Vorschlägen verbundenen Sachpro- 
bleme, die zum Teil einschneidende Auswirkungen 
auf das nationale Recht haben können, bedürfen 


weiterhin besonders sorgfältiger Prüfung. Schwie- 
rigkeiten bereiten insbesondere die vorgeschlage- 
nen Mindestausbildungsbedingungen im Rahmen 
der gegenseitigen Anerkennung der Diplome. Der 
Rat der Bildungsminister hat auf Anregung der Bun- 
desregierung am 16. November 1971 diese Proble- 
matik aus bildungspolitischer Sicht global geprüft 
und eine Arbeitsgruppe bei der Kommission mit der 
weiteren Vertiefung beauftragt. 

79 . Der Richtlinienvorschlag für die öffentlichen 
Lieferaufträge ist am 27. Januar 1972 vom Wirt- 
schafts- und Sozialausschuß beraten worden. Dem 
Entwurf wurde mit einigen Empfehlungen für die 
weitere Ausgestaltung mit Mehrheit zugestimmt. Die 
Aufnahme der Beratungen in der Gruppe Wirt- 
schaftsfragen wird voraussichtlich im 2. Vierteljahr 
erfolgen. 


Geseilschaftsrecht 

80 . Dem Rat liegt nunmehr der Vorschlag der Kom- 
mission für eine Vierte gesellschaftsrechtliche Richt- 
linie vor. Der Richtlinienvorschlag hat die Koordi- 
nierung der Vorschriften über die Rechnungslegung 
(Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung, Geschäfts- 
bericht, Bewertung) und deren Publizität für Aktien- 
gesellschaften, Kommanditgesellschaften auf Aktien 
und Gesellschaften mit beschränkter Haftung zum 
Inhalt. 

81 . Bundestag und Bundesrat haben zu den Vor- 
schlägen der Kommission für eine Zweite gesell- 
schaftsrechtliche Richtlinie über die Gründung von 
Aktiengesellschaften sowie die Erhaltung und Än- 
derung ihres Kapitals und für eine Dritte gesell- 
schaftsrechtliche Richtlinie betreffend die natio- 
nale Fusion von Aktiengesellschaften grundsätzlich 
positiv Stellung genommen. 

82 . Die zuständige Generaldirektion der Kommis- 
sion hat den Mitgliedstaaten einen Vorentwurf für 
eine Verordnung zur Schaffung einer Europäischen 
wirtschaftlichen Interessengemeinschaft zur Stellung- 
nahme vorgelegt. Ziel des Vorentwurfs ist die Schaf- 
fung eines auf Gemeinschaftsrecht beruhenden Ge- 
sellschaftstyps, der die grenzüberschreitende Koope- 
ration von Unternehmen der Gemeinschaft fördern 
und erleichtern soll. Die Bundesregierung hat in 
einer schriftlichen Stellungnahme die Initiative der 
Kommission begrüßt und sich zu einzelnen Proble- 
men des Vorentwurfs geäußert. 

83 . Die Kommission hat dem Rat einen Vorschlag 
für eine Verordnung zur Gründung von Gemein- 
samen Unternehmen im Geltungsbereich des EWG- 
Vertrages vorgelegt. Mit diesem auf Artikel 235 
des EWG-Vertrags gestützten Vorschlag verwirk- 
licht die Kommission die Vorstellungen über die er- 
weiterte Anwendung des im Euratom-Vertrag vor- 
gesehenen Rechtsinstituts des Gemeinsamen Unter- 
nehmens, die von ihr in dem Memorandum betref- 
fend die Industriepolitik der Gemeinschaft entwickelt 
worden sind. 
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Stahlmarkt 

84 . Der Rückgang der Nachfrage nach Stahlerzeug- 
nissen der Gemeinschaft, der schon im 1. Halbjahr 
1971 zu erkennen war, setzte sich weiter fort. Im 
2. Halbjahr 1971 wurden nur noch ca. 50 Mio t Roh- 
stahl erzeugt; mit 103,3 Mio t lag die Rohstahl- 
produktion 1971 bei einer Kapazitätsauslastung von 
ca. 75 v. H. um 5,4 v. H. unter dem Vorjahresergeb- 
nis. Ausschlaggebend für den starken Rückgang, der 
in diesem Ausmaß bisher in der Montanunion noch 
nicht registriert wurde, war die Einschränkung der 
Stahlerzeugung in der Bundesrepublik Deutschland 
um 4,7 Mio t ( — 10,5 v. H.). Der Anteil der Gemein- 
schaft an der Weltrohstahlerzeugung sank von 
18,3 v. H. (1970) auf 17,8 v. H. (1971). Die Stahllisten- 
preise haben sich seit dem letzten Bericht nicht we- 
sentlich geändert. 

Die Walzstahllieferungen der Werke in die Gemein- 
schaft gingen 1971 um mehr als 10 v. H. zurück, 
dennoch veränderte sich der Stahlbinnenaustausch 
mit knapp 18 Mio t nicht, ein Zeichen für die weiter 
wachsende Marktverflechtung. Der unmittelbare 
Stahlexport in dritte Länder, der ca. ein Fünftel der 
Gesamtliefermengen ausmacht, hat in 1971 stark (auf 
ca. 16 Mio t) zugenommen. Die Walzstahleinfuhr in 
die Gemeinschaft ging von 6,7 Mio t auf ca. 4,7 Mio t 
zurück ( — 30 v. H.), so daß sich der Einfuhranteil 
von Stahl an der Marktversorgung der Gemeinschaft 
von 10 v. H. in 1970 auf ca. 8 v. H. in 1971 ver- 
ringerte. 

Im Berichtszeitraum faßten die Regierungen der 
Mitgliedstaaten in Fortführung ihrer gemeinsamen 
Handelspolitik gegenüber Drittländern mehrere Be- 
schlüsse, durch die der internationale Stahlhandel 
weiter gefördert wird: 

— Gegenüber den Staatshandelsländern wurden 
Einfuhrmöglichkeiten in Höhe des Vorjahres 
beschlossen, 

— darüber hinaus wurde die Liberalisierung der 
Stahleinfuhr aus Staatshandelsländern auf Ober- 
baumaterial und einige andere nicht-sensible 
Positionen ausgedehnt 

— auch für 1972 wurden alle Walzstahlerzeugnisse 
in das Zollpräferenzsystem zugunsten der Ent- 
wicklungsländer einbezogen. 

Die Lage auf dem Schrottmarkt, die bislang durch 
ein strukturelles Schrottdefizit gekennzeichnet war, 
hat sich weiter entspannt, so daß das Verbot der 
Schrottausfuhr in dritte Länder für alle Sorten nicht- 
legierten Schrotts vorübergehend ausgesetzt werden 
konnte. Auch die anderen Rohstoffe standen den 
Produzenten der Gemeinschaft in ausreichender 
Menge zur Verfügung. 

Angesichts des weltweiten Überangebots an Walz- 
stahlerzeugnissen haben die europäischen Stahl- 
unternehmen ihre Bemühungen zu Rationalisierung 
und Verbesserung der Rentabilität verstärkt. 

Der geplante Zusammenschluß zwischen der Firma 
Hoesch und dem niederländischen Stahlunternehmen 


Hoogovens ist ein Zeichen für die wachsende Inte- 
gration der Stahlindustrie der Gemeinschaft. 

XII. Umweltschutzpolitik 

85 . Die Kommission hat Mitte 1971 eine Erste Mit- 
teilung über die Politik der Gemeinschaft auf dem 
Gebiet des Umweltschutzes vorgelegt. Diese Erste 
Mitteilung enthält eine Darstellung der Umwelt- 
probleme aus der Sicht der Gemeinschaft sowie ein 
Allgemeines Aktionsprogramm und Vorschläge für 
vorrangige Aktionen. 

Die Erste Mitteilung ist Gegenstand von Konsul- 
tationen zwischen Vertretern der Kommission und 
Angehörigen der Mitgliedstaaten und der beitreten- 
den Staaten gewesen. Dabei ist für die Bundes- 
regierung die Initiative der Kommission begrüßt 
und zum Ausdruck gebracht worden, daß es im Rah- 
men der Gemeinschaft einer umfassenden Koordi- 
nierung auf der Grundlage einer langfristig aus- 
gerichteten Gesamtkonzeption der Umweltpolitik be- 
dürfe. 

Aufgrund der Konsultationsergebnisse hat die Kom- 
mission die Erste Mitteilung überarbeitet und dem 
Rat eine Neufassung übermittelt. 

Ziel der Bemühungen in den Europäischen Gemein- 
schaften sollte es nach Auffassung der Bundesregie- 
, rung sein, eine geschlossene einheitliche Konzeption 
I für eine gemeinschaftliche Umweltpolitik zu ent- 
| wickeln. Umweltschutz wird dabei als eine ,zivili- 
j satorische Verpflichtung' angesehen, die nicht auf 
| die wirtschaftlichen Aspekte beschränkt werden 
darf. Wesentlicher Grundsatz einer Umweltpolitik 
müßte das Bestreben sein, Umweltbelastungen, wenn 
irgend möglich, zu vermeiden sowie das Verursa- 
cherprinzip für die Kostenverteilung der Umwelt- 
maßnahmen anzuwenden. In einem gemeinschaft- 
lichen Aktionsprogramm sollten einzelne konkrete 
Maßnahmen zunächst für besonders dringliche Pro- 
1 bleme zusammengestellt werden. 

Im März 1972 wurde beschlossen, eine ad-hoc- 
Gruppe hoher Beamter zur Vorbereitung der Stock- 
holmer UN-Umweltkonferenz einzusetzen. Die Be- 
ratungen dieser Gruppe beginnen im April dieses 
Jahres. 


XIII. Rechtsangleichung 
Technische Handelshemmnisse 

86 . In Durchführung des „Allgemeinen Programms 
zur Beseitigung der technischen Hemmnisse im Wa- 
renverkehr, die sich aus Unterschieden in den 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitglied- 
staaten ergeben" vom 28. Mai 1969 hat die Kom- 
mission dem Rat neun Richtlinienvorschläge über 
Längenmaße, Präzisionsgewichte, Drahtseile, Ket- 
ten, Haken und Zubehör, Lösemittel, Detergentien, 
Kunststofftanks zur Beförderung gefährlicher Stoffe 
mit Kraftfahrzeugen, Emissionen von Dieselmotoren 
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sowie die Gestaltung von Kfz-Innenräumen vorge- 
legt. 

87 . Hinsichtlich der Vorschriften für Schädlings- 
bekämpfungsmittel wurden die Beratungen in der 
Arbeitsgruppe der Kommission fortgesetzt. Dabei 
wurde auch die Frage der Vereinbarkeit des deut- 
schen DDT-Gesetzentwurfs mit den EWG-Regelun- 
gen über technische Handelshemmnisse erörtert. 

Lebensmittelrecht 

88. Die Arbeiten zur Angleichung des Lebensmittel- 
rechts sind auf allen Gebieten — allerdings in unter- 
schiedlicher Intensität — fortgesetzt worden. In eini- 
gen Fällen konnten die Arbeitsgruppen ihre Bera- 
tungen weitgehend abschließen. Aus dem gesamten 
Arbeitsgebiet ist folgendes hervorzuheben: 

89 . Die Beratungen über den Richtlinienvorschlag 
zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mit- 
gliedstaaten für Bier wurden aufgenommen. Dabei 
hat es sich gezeigt, daß es kaum möglich sein wird, 
das Problem der Berücksichtigung des Reinheits- 
gebots im Rahmen der Arbeitsgruppe zu lösen. 

90 . Die vorbereitenden Arbeiten für einen Richt- 
linienvorschlag betreffend kosmetische Mittel konn- 
ten in ihrem fachlichen Teil weitgehend abgeschlos- 
sen werden. Besondere Schwierigkeiten ergeben sich 
auf diesem Gebiet aus dem Fehlen detaillierter ein- 
zelstaatlicher Vorschriften und aus dem Widerstreit 
gesundheitlicher und wirtschaftlicher Gesichtspunkte 
in bezug auf zahlreiche Stoffe, die bei der Herstel- 
lung kosmetischer Mittel in Betracht kommen. 

91 . Die Behandlung des Richtlinienvorschlags für 
Kakao und Schokolade mußte aufgrund umfang- 
reicher Konsultationsersuchen der beitrittswilligen 
Staaten in der Arbeitsgruppe fortgesetzt werden, so 
daß mit einer Verabschiedung durch den Rat vorerst 
nicht zu rechnen ist. 

Veterinärrecht 

92 . Die Arbeiten zur Angleichung des Veterinär- 
rechts betrafen auf dem Gebiet der Lebensmittel 
tierischer Herkunft in erster Linie den Bereich der 
hygienischen Anforderungen, da ohne entsprechende 
Gemeinschaftsregelungen der freie Verkehr dieser 
Erzeugnisse innerhalb der Gemeinschaft nicht ge- 
währleistet ist. Im Vordergrund stehen in diesem Zu- 
sammenhang die Beratungen des Richtlinienvor- 
schlags zur Regelung viehseuchenrechtlicher und ge- 
sundheitlicher Fragen bei der Einfuhr von Rindern 
und Schweinen und von frischem Fleisch aus Dritt- 
ländern. Soweit die Beratungen nicht mit der wün- 
schenswerten Beschleunigung stattfinden, hat sich 
die Bundesregierung nachdrücklich für eine Beschleu- 
nigung eingesetzt, so insbesondere hinsichtlich der 
vorgeschlagenen Gemeinschaftsregelungen über die 
tiergesundheitlichen und hygienischen Bedingungen, 
denen rohe Vollmilch als Rohstoff für die Herstel- 
lung von wärmebehandelter Milch und Erzeugnissen 
aus solcher Milch entsprechen muß sowie über ge- 
sundheitliche Fragen bei der Herstellung und dem 
Inverkehrbringen von wärmebehandelter Milch. 


Arzneimittelrecht 

93 . Die Beratungen über die von der Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften dem Rat vorgeleg- 
ten Richtlinienentwürfe wurden in den Arbeits- 
gruppen des Rates mit dem Ziel fortgesetzt, den 
freien Warenverkehr mit Arzneimitteln in der Ge- 
meinschaft zu verwirklichen. 

94 . Die Beratungen des Entwurfs einer Richtlinie 
zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mit- 
gliedstaaten über Tierarzneimittel wurden fortge- 
setzt. 

Kontrolle der Kraftfahrzeughaftpflichtversicherung 

95 . Der Richtlinienvorschlag, durch den die Kontrol- 
len des Versicherungsschutzes (Grüne Karte) inner- 
halb des Gebietes der Gemeinschaften abgeschafft 
werden sollen, wurde am 31. Januar 1972 vom Rat 
grundsätzlich gebilligt. Die Neuregelung, die zu er- 
heblichen Erleichterungen im grenzüberschreitenden 
Kraftfahrzeugverkehr in der Gemeinschaft führen 
wird, wird in Kraft gesetzt werden, sobald die Kon- 
sultationen mit den beitretenden Ländern abge- 
schlossen und die erforderlichen Vereinbarungen 
zwischen Versicherungsverbänden und die ergän- 
zenden innerstaatlichen Maßnahmen erfolgt sind. 

Zollrecht 

96 . Während des Berichtszeitraums wurden die 
Arbeiten zur Rechtsangleichung auf dem Gebiet des 
Zollrechts innerhalb der Europäischen Gemeinschaf- 
ten fortgeführt. Mit zwei Richtlinien über Anwen- 
dungsfälle der zollfreien aktiven Veredelung sowie 
über pauschale Ausbeutesätze für bestimmte aktive 
Veredelungsverkehre wurde ein weiterer Beitrag 
zur einheitlichen Anwendung dieses zollrechtlichen 
Exportförderungsmittels in den Europäischen Ge- 
meinschaften geleistet. Außerdem sind im Berichts- 
zeitraum die Arbeiten zur Harmonisierung des pas- 
siven Veredelungsverkehrs und des Umwandlungs- 
verkehrs aufgenommen worden. 

97 . Daneben hat die Kommission weitere Verord- 
nungen zur einheitlichen Durchführung der Gemein- 
schaftsregelung über den Zollwert der Waren er- 
lassen, so z. B. anläßlich der Freigabe des DM-Wech- 
selkurses über die Umrechnung von Preisen, die in 
ausländischer Währung ausgedrückt sind. Eine Än- 
derung der Zollwertverordnung selbst (VO (EWG) 
Nr. 803/68 des Rates) — im wesentlichen eine Er- 
gänzung — ist in Aussicht genommen und im Aus- 
schuß für den Zollwert bereits vorbereitet worden. 

Europäisches Patentrecht 

98 . Die von der Bundesrepublik Deutschland nach- 
drücklich geförderten Arbeiten am Europäischen Pa- 
tentrecht treten in ihr entscheidendes Stadium. 

Zu dem im Juli 1971 veröffentlichten zweiten Vor- 
entwurf des Übereinkommens über ein europäisches 
Patenterteilungsverfahren sind 13 nichtstaatliche in- 
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ternationale Organisationen angehört worden. Auf 
der Grundlage dieser Anhörung wird der endgültige 
Entwurf vorbereitet, der von der Konferenz nach Ab- 
schluß einer zweiwöchigen Sitzung im Juni 1972 den 
Regierungen zugeleitet werden soll. Dieser Entwurf 
wird Gegenstand einer für 1973 geplanten Diplo- 
matischen Konferenz sein. 

Die Zahl der Vertragsstaaten, die Vertreter zu der 
Regierungskonferenz über die Einführung eines 
europäischen Patenterteilungsverfahrens entsenden, 
ist durch die Aufnahme Liechtensteins auf 20 ge- 
stiegen. 

Die Arbeiten an dem Übereinkommen über ein euro- 
päisches Patent für den Gemeinsamen Markt, das 
das Übereinkommen über ein europäisches Patent- 
erteilungsverfahren für die Staaten der Europäi- 
schen Gemeinschaften ergänzen soll, schreiten zügig 
fort. Zu dem zweiten Vorentwurf dieses Überein- 
kommens werden die nichtstaatlichen internationa- 
len Organisationen in der ersten Maiwoche dieses 
Jahres angehört werden. Der endgültige Entwurf soll 
sodann in der zweiten Hälfte dieses Jahres fertig- 
gestellt werden. Auch für dieses Übereinkommen ist 
eine Diplomatische Konferenz für das Jahr 1973 ge- 
plant. 

über den Sitz des zu errichtenden Europäischen Pa- 
tentamts wird voraussichtlich in der letzten Sitzung 
der Regierungskonferenz über die Einführung eines 
europäischen Patenterteilungsverfahrens im Juni 
1972 die maßgebliche Vorentscheidung getroffen 
werden. 

Internationale Übereinkommen 

99 . Das Zustimmungsgesetz zu dem am 29. Februar 
1968 gezeichneten Übereinkommen über die gegen- 
seitige Anerkennung von Gesellschaften und juristi- 
schen Personen (EWG-Anerkennungsübereinkom- 
men) ist vom Bundestag verabschiedet worden. Auch 
das am 27. September 1968 gezeichnete Übereinkom- 
men über die gerichtliche Zuständigkeit und die 
Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- 
und Handelssachen (EWG-Vollstreckungsüberein- 
kommen) und die am 3. Juni 1971 gezeichneten Pro- 
tokolle zur Übertragung von Auslegungszuständig- 
keiten auf den Gerichtshof sowie das Ausführungs- 
gesetz zu dem EWG-Vollstreckungsübereinkommen 
werden z. Z. in den gesetzgebenden Körperschaften 
behandelt. 

100 . Die zur Vorbereitung eines Übereinkommens 
über die Vereinheitlichung des internationalen Pri- 
vatrechts auf bestimmten Gebieten des Zivilrechts, 
die für das Funktionieren des Gemeinsamen Marktes 
von Bedeutung sind, eingesetzte Arbeitsgruppe hat 
ihre Tätigkeit fortgesetzt. 

101 . Seit längerer Zeit wird im Rahmen einer 
Arbeitsgruppe an dem Entwurf des Übereinkommens 
über die strafrechtliche Stellung der Beamten der 
Europäischen Gemeinschaften gearbeitet. Dieses 
Übereinkommen hat die Gleichstellung der euro- 
päischen Beamten in bezug auf Beamtendelikte zum 
Ziel. 


C. Außenbeziehungen 
und Erweiterung 


XIV. Außenwirtschaftspolitik 
Zollpolitik 

102 . Der Ministerrat verabschiedete am 20. Dezem- 
ber 1971 neun Rechtsakten über die Weitergewäh- 
rung von allgemeinen Zollpräferenzen an die Ent- 
wicklungsländer im Jahre 1972, womit das am 1. Juli 
1971 in Kraft getretene gemeinschaftliche Präferenz- 
system für ein weiteres Jahr mit gewissen Verbes- 
serungen fortgesetzt wurde. Die Präferenzplafonds 
wurden um etwa 5 v. H. erhöht und gelten für das 
ganze Jahr 1972. Insgesamt haben die begünstigten 
91 Entwicklungsländer und die abhängigen Gebiete 
die Chance, Halb- und Fertigwaren von mehr als 
1 Mrd. S jährlich zollfrei in die Gemeinschaft einzu- 
führen. 

Die Fortentwicklung des gemeinschaftlichen Zoll- 
präferenzsystems wird in erster Linie durch die künf- 
tige Erhöhung der Plafonds und Länderhöchstgren- 
zen gekennzeichnet sein. Zur Diskussion steht ferner 
die Einbeziehung weiterer bearbeiteter Grundstoffe 
und die Begünstigung zusätzlich interessierter Län- 
der (z. B. Spanien, Griechenland, Türkei, Israel, 
Malta und Rumänien), über die letztere Frage wird 
der Ministerrat bis zum 1. Juli 1972 eine Entschei- 
dung treffen. Es ist zu erwarten, daß die Gemein- 
schaft ihre führende Rolle bei der Verwirklichung 
der allgemeinen Zollpräferenzen auch in Zukunft 
wahren wird. Die Bundesregierung ist an einem 
liberalen Ausbau des Präferenzsystems als eines 
Instruments weltoffener Handelspolitik der Gemein- 
schaft gegenüber allen Entwicklungsländern beson- 
ders interessiert. 

103 . Der Ministerrat traf am 20. Dezember 1971 
die abschließende Entscheidung über die für 1972 
vorzunehmenden Zollmaßnahmen bezüglich des Ge- 
meinsamen Zolltarifs. Der Zolltarif 1972 enthält die 
letzte Rate der Senkungen der Kennedy-Runde. Fer- 
ner wurde das Schema des Gemeinsamen Zolltarifs 
der modernen technischen Entwicklung angepaßt. 
Die Ratsentscheidungen betreffen schließlich über 
100 autonome Zollaussetzungen und eine große Zahl 
von vertraglichen und autonomen Zollkontingenten 
für das Jahr 1972. 

104 . Im Mittelpunkt der zollpolitischen Aktivität 
der Gemeinschaft während der nächsten Monate 
werden die Vorbereitungen für die GATT-Aus- 
gleichsverhandlungen und für die sich daran an- 
schließenden allgemeinen GATT-Handelsverhand- 
lungen stehen. In der Vereinbarung mit den USA 
hat sich die Gemeinschaft bereiterklärt, die aufgrund 
der Beitritte erforderlichen Zollausgleichsverhand- 
lungen nach Artikel XXIV Abs. 6 GATT unmittelbar 
nach Abschluß der Ratifikationsverfahren, d. h. 
Ende 1972/ Anfang 1973, zu beginnen und zugleich 
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im GATT eine Initiative für weitergehende Zoll- und 
Handelsverhandlungen — ähnlich wie die Verhand- 
lungen der Kennedy-Runde — zu ergreifen. Zu die- 
sem Zweck wird sich die Gemeinschaft aktiv an den 
vorbereitenden Erörterungen im GATT beteiligen 
und intern die erforderlichen Vorkehrungen für eine 
konstruktive Teilnahme an den künftigen GATT- 
Verhandlungen treffen. 

105. Hauptproblem der Ausgleichsverhandlungen 
wird es sein, die Vor- und Nachteile der GATT- 
Länder aufgrund der Anpassung der Zolltarife der 
Beitrittsländer an den Gemeinsamen Zolltarif gegen- 
einander abzuwägen und — - soweit erforderlich — 
einen Ausgleich dur Senkung der gemeinschaftlichen 
Zölle anzubieten. Weitergehende Zielsetzungen 
werden Gegenstand der anschließenden allgemei- 
nen Zoll- und Handelsrunde sein. In diesem Rah- 
men wird in erster Linie der weltweite Abbau von 
Zöllen und nicht-tarifären Handelshemmnissen an- 
gestrebt. Grundsätzlich sind sich alle industriali- 
sierten GATT-Länder darüber einig, daß nach Ab- 
schluß der Beitrittsverhandlungen neue Liberalisie- 
rungsinitiativen des GATT notwendig sind, doch er- 
fordern Umfang und Modalitäten der neuen GATT- 
Runde noch erhebliche Klärungen aufgemeinschaft- 
licher und internationaler Ebene. Wesentlich ist in 
jedem Fall die Übereinstimmung über die Fortfüh- 
rung der liberalen Zoll- und Außenwirtschaftspolitik 
der Gemeinschaft, die nach ihrer Erweiterung eine 
noch größere Verantwortung im Welthandel als bis- 
her hat. 


Handelspolitik 

106. Die Kräfte der Gemeinschaft waren vor allem 
durch die im Gefolge der amerikanischen Maßnah- 
men vom 15. August 1971 erforderlichen Aktionen in 
Anspruch genommen, insbesondere durch die Vor- 
bereitung und den erfolgreichen Abschluß der Han- 
delsverhandlungen mit den USA. Diese Aktionen er- 
reichten einen ersten Höhepunkt mit der Erklärung 
des Rates vom 11. Dezember 1971, mit der vor allem 
die Bereitschaft der Gemeinschaft zu umfassenden 
multilateralen Handelsverhandlungen bekundet 
wurde. In dem vom Rat am 11. Februar 1972 abge- 
schlossenen Abkommen EWG/USA (Einzelheiten 
siehe Handelsbeziehungen zu Drittländern) haben 
sich beide Seiten verpflichtet, im Rahmen des GATT 
umfassende multilaterale Verhandlungen einzulei- 
ten und aktiv zu unterstützen. Diese Verhandlungen 
werden (vorbehaltlich der gegebenenfalls erforder- 
lichen internen Genehmigung) 1973 beginnen und 
die Ausweitung und immer weitergehende Libera- 
lisierung des Welthandels sowie die Anhebung des 
Lebensstandards der Völker zum Ziel haben. Japan 
und die USA haben eine entsprechende Verein- 
barung getroffen. Die Diskussion über die von der 
Kommission dem Rat vorgelegten Regelungen zur 
Anwendung des vom Rat am 26. Juli 1971 im Grund- 
satz angenommenen Liberalisierungsprogramms 
gegenüber den Staatshandelsländern sowie zur Ver- 
einheitlichung der Einfuhrverfahren der Mitglied- 


staaten im Bereich der gemeinsamen GATT-Libera- 
lisierung (Neufassung der VO 1025/70) konnte noch 
nicht abgeschlossen werden. 

Nicht zuletzt auf deutsches Drängen hatte sich die 
Gemeinschaft am 17. Dezember 1971 auf ein Mandat 
an die Kommission für kurzfristige Handelsver- 
handlungen mit den USA geeinigt sowie mit einer 
handelspolitischen Absichtserklärung vom 11. De- 
zember ihre Bereitschaft zu mittel- und langfristigen 
multilateralen Verhandlungen erklärt. 

107. Auf dem Gebiete der Rohstoffpolitik im Agrar- 
bereich gehen die Mitgliedstaaten im Rahmen der 
nach einheitlichen Grundsätzen zu gestaltenden 
Handelspolitik der Gemeinschaft zunehmend ge- 
meinsam vor. 

Dies bezieht sich namentlich auf Rohstoffabkom- 
men, denen die EWG und ihre Mitgliedstaaten bei- 
getreten sind (z. B. Internationales Weizenhandels- 
übereinkommen von 1971) oder beizutreten im Be- 
griffe sind (z. B. Internationales Olivenöl-Überein- 
kommen von 1963) oder aber um solche Abkommen, 
die erst ausgehandelt werden sollen (z. B. Inter- 
nationales Kakao- Abkommen). 

Zur Durchführung der von der EWG und ihren Mit- 
gliedstaaten im Rahmen des Internationalen Nah- 
rungsmittelhilfe-Ubereinkommens von 1971 über- 
nommenen Lieferverpflichtungen von 1035 Mio t 
Getreide und Getreideerzeugnissen und Reis wer- 
den gemeinschaftliche Bereitstellungs- und Finanzie- 
rungsregeln vorbereitet. Es ist beabsichtigt, die Lie- 
ferungen der Gemeinschaft und ihrer Mitgliedstaa- 
ten mehr als bisher aufeinander abzustimmen. 

108. Wichtigste außenwirtschaftliche Aufgabe der 
Gemeinschaft in den Monaten April und Mai 1972 
ist die Vertretung der gemeinschaftlichen Interessen 
während der 3. Welthandelskonferenz in Santiago 
de Chile. Noch stärker als in den beiden vorange- 
gangenen Konferenzen der Jahre 1964 und 1968 
wird die Europäische Gemeinschaft einen wichtigen 
Platz in den Erörterungen zwischen Industrie- und 
Entwicklungsländern einnehmen. Die Bundesrepu- 
blik Deutschland ist ebenso wie die anderen EWG- 
Mitgliedstaaten nachdrücklich daran interessiert, 
daß zu allen Fragen des Gemeinsamen Marktes, z. B. 
zu den Problemen der gemeinschaftlichen Agrar- und 
Handelspolitik, eine klare und abgestimmte Stel- 
lungnahme abgegeben wird. 

109. Der Rat hat auf der Grundlage eines ihm vor- 
gelegten Inventars offener Fragen auf dem Gebiet 
der Ausfuhrkreditversicherung und Ausfuhrfinan- 
zierung eine Prioritätenliste für die künftige Arbeit 
aufgestellt. Der nach deutscher Auffassung bedeut- 
samste Punkt ist der Auftrag an den zuständigen 
Arbeitskreis des Rates, zu prüfen, ob und inwieweit 
Lösungen möglich sind, die Wettbewerbsverzer- 
rungen auf dem Gebiet der Exportzinssätze für mit- 
tel- und langfristige Ausfuhrgeschäfte verhindern 
(Abbau von Zinssubventionen). 

110. Die Arbeiten über das bisher wichtigste Teil- 
stück der Harmonisierung der Kreditversicherung, 
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den Richtlinienvorschlag zur Prämienharmonisierung 
(gemeinsame Prämiensätze für die mit den Richt- 
linien 70/509 und 70/510 vom 27. Oktober 1970 ver- 
abschiedeten Gemeinsamen Policen für mittel- und 
langfristige Ausfuhrgeschäfte mit öffentlichen und 
privaten Käufern auf der Basis von Lieferanten- 
krediten), sind noch nicht abgeschlossen. Wenn es 
gelingt — wofür einige Anzeichen sprechen — , in 
den noch offenen Fragen einen Kompromiß zu fin- 
den, könnten die genannten Lieferantenkreditpoli- 
cen gemeinsam mit den harmonisierten Prämien 
1973 in Kraft treten. 

111 . Ferner hat die Kommission dem Rat am 
13. Oktober 1971 einen Richtlinienvorschlag zur Ein- 
führung einer Gemeinsamen Kreditversicherungs- 
police für öffentlichen Käufern gewährte mittel- und 
langfristige Finanzkredite zugeleitet. Die Beratungen 
hierüber sind noch im Gange. Diese Arbeiten sind 
deshalb besonders wichtig, weil der verstärkte Ein- 
satz von Finanzkrediten bei den Überlegungen der 
Bundesregierung zu einer Reform der Exportfinan- 
zierung eine besondere Rolle spielt. 

112 . Die Beratungen über die Richtlinienvorschläge 
der Kommission vom Juli 1971 über die Annahme 
gemeinsamer Grundsätze auf dem Gebiet der Wech- 
selkursversicherung und der Festpreisversicherung 
sind wegen der Währungsunruhen im Berichtszeit- 
raum ins Stocken geraten. Mehrere Mitgliedstaaten, 
unter ihnen die Bundesrepublik, haben inzwischen j 
eigene Wechselkursversicherungssysteme eingeführt 
oder angekündigt, die teilweise in wichtigen Einzel- 
heiten vom Kommissionsvorschlag abweichen. Das j 
deutsche System bietet unter ihnen den größten 
Grad an Übereinstimmung mit dem von der Kom- | 
mission vorgeschlagenen. Wenn nach dem Anlaufen | 
der Wirtschafts- und Währungsunion die nationalen 
Wirtschafts- und Währungspolitiken enger aufein- j 
ander abgestimmt sind, werden auch die nationalen ; 
Wechselkursversicherungssysteme in den Grund- j 
zügen, wenn auch nicht notgedrungen in allen Ein- 
zelheiten, harmonisiert werden. Die Mitgliedstaaten 
sind aber in der Mehrheit der Auffassung, daß die 
Entscheidung über die Gewährung der Versicherung 
für die einzelnen Ausfuhrgeschäfte auch dann von 
den nationalen Regierungen bzw. Versicherungs- 
instituten getroffen werden soll. In der Frage der i 
Festpreisversicherung hält die Bundesregierung an 
ihren grundsätzlichen Bedenken fest. 

Handelsbeziehungen zu Drittländern 

113 . Die Gemeinschaft hat nach drei Verhand- 
lungsrunden eine Handelsvereinbarung mit den j 
USA abschließen können. Die Bundesregierung hat 
die entsprechenden Initiativen der Kommission kon- 
struktiv unterstützt. Die Gemeinschaft hat Verpflich- 
tungen über die Einlagerung von Getreide, über 
Zollsenkungen für Sommerorangen und Pampel- 
musen, Konsultationen bei der Tabaksteuerharmo- 
nisierung sowie über die Vorlage des Beitrittsver- 
trages im GATT übernommen. Die USA haben ihrer- 
seits Erklärungen über ihre künftige Getreidepolitik 


abgegeben. Beide Seiten haben die beim Punkt 
„Handelspolitik" erwähnte Verpflichtung zu multi- 
lateralen Handelsverhandlungen übernommen und 
vereinbart, schon im Jahre 1972 die bestehenden 
Möglichkeiten zur Vorbereitung der Verhandlungen 
und zur Lösung von spezifischen Problemen im 
GATT-Rahmen zu nutzen. 

Mit dem erfolgreichen Abschluß der Verhandlungen 
hat die Gemeinschaft einen bedeutenden Beitrag 
zum Abbau handelspolitischer Spannungen geleistet 
und sich zu ihrer Verantwortung für den freien 
Welthandel bekannt. 

Die Bundesregierung, die sich in der Gemeinschaft 
seit langem für einen „organisierten" Dialog zwi- 
schen der Gemeinschaft und den USA eingesetzt hat, 
hofft, daß die in letzter Zeit verstärkten Kontakte 
weiter ausgebaut werden können mit dem Ziel, zu 
gegebener Zeit ein ständiges Konsultationsorgan 
zu erhalten, das in weiteren Entwicklungsphasen 
einen umfassenden fachlichen und politischen euro- 
päisch-amerikanischen Dialog ermöglichen soll. 

114 . Eine abschließende Verhandlungsrunde mit 
Japan hat wegen des japanischen Widerstandes ge- 
gen die Aufnahme einer Schutzklausel in das ge- 
plante Abkommen noch nicht stattfinden können. 
Das Selbstbeschränkungsabkommen für Baumwoll- 
waren konnte dagegen in Kraft treten. 

115 . Das Abkommen mit Iran ist um ein weiteres 
Jahr verlängert worden. 

116 . Das Ratifizierungsverfahren hinsichtlich der 
Verlängerung des Abkommens zwischen der EWG 
und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Liba- 
nesischen Republik andererseits vom 22. Juli 1971 
ist in der BRD noch nicht abgeschlossen. 

117 . Der Rat der EG hat auf seiner Tagung am 
28./29. Februar 1972 die Kommission ermächtigt, 
Verhandlungen mit Uruguay über den Abschluß 
eines nicht-präferenziellen Handelsabkommens mit 
dreijähriger Laufzeit aufzunehmen. 

118 . Die Anfang 1971 aufgenommenen Verhand- 
lungen zwischen der Kommission der EG und Argen- 
tinien über den Abschluß eines nicht-präferenziel- 
len Handelsabkommens sind am 8. November 1971 
mit der Unterzeichnung des Abkommenstextes er- 
folgreich abgeschlossen worden. 


XV. Beitrittsverhandlungen 

119 . Mit der Unterzeichnung des Beitrittsvertrags 
am 22. Januar 1972 fanden die am 30. Juni 1970 auf- 
genommenen Verhandlungen ihren erfolgreichen 
Abschluß. Sie konzentrieren sich in der letzten Phase 
neben der notwendigen Umsetzung der Verhand- 
lungsergebnisse in entsprechende Rechtstexte auf 
die gemeinschaftliche Fischereiregelung — Zugang 
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zu den Küstengewässern für Fischereifahrzeuge an- 
derer Mitgliedstaaten — und die damit für die 
Küstenbevölkerung in bestimmten Regionen der 
neuen Mitgliedstaaten verbundenen wirtschaftlichen 
und sozialen Probleme. Die besonderen Schwierig- 
keiten Norwegens ermöglichten in dieser Frage erst 
wenige Tage vor dem Unterzeichnungstermin einen 
politischen Kompromiß, für den sich die Bundes- 
regierung in unablässigen Bemühungen eingesetzt 
hatte. 

Kurz vorher war eine Sonderregelung zugunsten der 
norwegischen Landschaft aufgrund der übereinstim- 
menden Auffassung vereinbart worden, daß deren 
geographisch und klimatisch bedingte Probleme 
allein mit Hilfe von Ubergangsmaßnahmen nicht zu , 
lösen sind. ! 

Von dieser Ausnahme abgesehen und unbeschadet 
weniger Fälle, in denen die allgemeine Ubergangs- 
frist von fünf Jahren zur Anpassung an das Ge- 
meinschaftsregime überschritten bzw. verlängert 
werden kann, hat die Gemeinschaft ihre oberste 
Verhandlungsmaxime, wonach die neuen Mitglied- 
staaten den gemeinschaftlichen Besitzstand zu über- 
nehmen haben, bis zum Schluß konsequent beibe- 
haiten. Nur dadurch konnten die Beitrittsverhand- j 
lungen, gemessen am Umfang der Materie, so rasch j 
zu Ende gebracht werden. 

Das Bundeskabinett hat am 23. Februar 1972 den 
Entwurf eines Zustimmungsgesetzes zum Beitritts- ! 
vertrag nebst Begründung und Denkschrift verab- 
schiedet und den gesetzgebenden Körperschaften j 
zugeleitet. Hierauf wird wegen der Einzelheiten des 
Vertragswerks Bezug genommen. 

120 . Die Erweiterung der Gemeinschaft soll am 

1. Januar 1973 in Kraft treten. Von den Beitritts- 
ländern haben Irland, Norwegen und Dänemark im | 
Rahmen der Ratifizierung des Vertragswerkes ] 
Volksbefragungen vorgesehen, die für Mai, Sep- j 
tember und Oktober dieses Jahres angesetzt sind. 
Die Bundesregierung hofft, daß die bisherigen Mit- ; 
gliedstaaten, von denen Frankreich im April dieses 
Jahres ebenfalls ein Referendum veranstalten will, 
das Vertragswerk möglichst frühzeitig ratifizieren, 
um damit die Bedeutung der Erweiterung zu doku- j 
mentieren und den Entscheidungsprozeß in den | 
Beitrittsländern zu fördern. Sie ist bestrebt, das j 
deutsche Ratifikationsverfahren noch bis Ende Juni j 
d. J. zum Abschluß zu bringen. j 

i 

121 . Im Rahmen der Beitrittsverhandlungen ist ver- I 
einbart worden, daß die künftigen Mitgliedstaaten 
in der Interimszeit, d. h. bis zum Inkrafttreten der 
Erweiterung, informiert und auf Wunsch konsultiert j 
werden, soweit die Gemeinschaft den Erlaß von • 
Rechtsakten vorbereitet, die für sie nach Inkraft- 
treten des Beitritts verbindlich sein werden. Die 
Bundesregierung ist bemüht, Verzögerungen bei j 
Entscheidungen der Gemeinschaft zu vermeiden. In j 
gewissen Fällen kann jedoch die Konsultation der 
Beitrittsländer eine Verlangsamung des Entschei- 
dungsprozesses bedeuten. 


XVI. Assoziierungen und 

besondere Beziehungen 
i mit europäischen Ländern 

Nichtbeitretende EFTA-Staaten 

| 122 . Auf Grund der vom Rat am 29. November 
1971 erlassenen und am 1. Februar 1972 ergänzten 
Richtlinien führt die Kommission seit November 
1971 Verhandlungen über Abkommen der Gemein- 
schaft mit den nicht beitretenden EFTA-Ländern 
Österreich, Schweden, Schweiz, Portugal, Finnland 
und Island. Es besteht ein weitgehendes Einver- 
nehmen über den allgemeinen Rahmen des Abkom- 
mens, d. h. eine Freihandelszone für den gewerb- 
lichen Sektor, deren Kern ein stufenweiser voll- 
ständiger Zollabbau entsprechend dem Zollabbau 
zwischen der Gemeinschaft und den Beitrittsländern 
sein soll. Meinungsverschiedenheiten bestehen ins- 
besondere noch hinsichtlich der von der Gemein- 
schaft gewünschten Sonderregelungen für soge- 
nannte „sensible Produkte". Offen ist auch noch der 
Umfang der gegenseitigen Zugeständnisse bei land- 
wirtschaftlichen Verarbeitungserzeugnissen sowie 
die Frage ergänzender Vereinbarungen im eigent- 
lichen Agrarbereich. Hinsichtlich der Anerkennung 
des sogenannten kumulativen Ursprungs und der 
vorgesehenen Schutzklauseln ist eine weitgehende 
Annäherung zu verzeichnen. 

Die gegenwärtige Runde der Verhandlungen der 
Kommission ist abgeschlossen. Auf Grund des in 
Kürze zu erwartenden Berichts der Kommission wird 
der Rat noch im April über die notwendigen Ergän- 
zungen des Verhandlungsmandats beraten. 

Anpassung der Abkommen 

aufgrund der Erweiterung der Gemeinschaft 

123 . Nach dem Beitrittsvertrag sind die von der 
Gemeinschaft geschlossenen Präferenz- und Assozi- 
ierungsabkommen mit den europäischen Mittelmeer- 
ländern auch für die neuen Mitgliedstaaten verbind- 
lich. Zur Verbürgung der Gegenseitigkeit und im 
Interesse der kontinuierlichen Entwicklung der Han- 
delsbeziehungen zwischen der erweiterten Gemein- 
schaft und den Partnerländern müssen mit diesen 
Verhandlungen über die Anpassung der Abkommen 
an die veränderte Lage mit dem Ziel des Abschlus- 
ses von Zusatzprotokollen geführt werden. Es han- 
delt sich um Griechenland, Malta, Spanien und die 
Türkei, sowie die außereuropäischen Mittelmeer- 
länder Israel, Marokko und Tunesien. 

124 . Nach exploratorischen Vorgesprächen der 
Kommission mit allen Vertragspartnern hat die Ge- 
meinschaft ein erstes Mandat für Verhandlungen mit 
der Türkei und Griechenland nach Zustimmung der 
neuen Mitgliedstaaten verabschiedet. Die Verhand- 
lungen mit den beiden Ländern sind aufgenommen. 
Dagegen ist die interne Diskussion im Rahmen der 
Sechs über die Anpassung der übrigen Abkommen 
noch im Gange. Schwierigkeiten bereitet vor allem 
die Forderung der Partnerstaaten nach Kompen- 
sation in jenen Fällen, bei denen die gegenwärtige 
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Einfuhrregelung der künftigen Mitgliedstaaten eine 
günstigere Behandlung gewährleistet als die Präfe- 
renzregelung in den Gemeinschaftsabkommen. Dies 
gilt insbesondere für den bedeutenden Sektor der 
typischen Mittelmeererzeugnisse. 

Spanien 

125 . Auf der Tagung des Gemischten Ausschusses 
im Februar 1972 wurde einvernehmlich festgestellt, 
daß sich der Handel zwischen der Gemeinschaft und 
Spanien, insbesondere der spanische Export, im 
Jahre 1971 gut entwickelt hat. 

In den Verhandlungen über das am 1. Oktober 1970 
in kraft getretene Präferenzabkommen mit Spanien 
hatte die Gemeinschaft Spanien Zollsenkungen für 
bestimmte Weine angeboten. Sie hatte sich Vor- 
behalten, diese Regelung nach Inkrafttreten der ge- 
meinsamen Marktregelung für Wein zu überprüfen 
und sich verpflichtet, Spanien in diesem Fall Zuge- 
ständnisse einzuräumen, deren Vorteile mit denen 
des ursprünglichen Angebots vergleichbar sind. Die 
Gemeinschaft hat ein Angebot für das Jahr 1972 
unterbreitet. Dieses Angebot wird z. Z. von Spanien 
geprüft. 

Malta 

126 . Das Assoziierungsabkommen EWG — Malta 
ist seit 1. April 1971 in kraft. Die Gemeinschaft hält 
es für angebracht, daß der Assoziationsrat alsbald zu 
seiner ersten Sitzung Zusammentritt. 

Sie ist damit einverstanden, daß Malta dabei seinen 
Wunsch nach Erweiterung des Abkommens, unter 
Einbeziehung wirtschaftlicher und finanzieller Zu- 
sammenarbeit bei der industriellen Entwicklung 
Maltas vorträgt, ohne dadurch ihre Haltung zu prä- 
judizieren. 

Zypern 

127 . Der Rat hat im Dezember 1971 den Beschluß 
über die Eröffnung von Verhandlungen mit Zypern 
gefaßt und die Kommission ersucht, bei den Ver- 
handlungen mit Zypern Zusicherungen dafür zu er- 
wirken, daß die Vorteile des Abkommens der ge- 
samten Bevölkerung der Insel zugute kommen. Im 
Januar 1972 wurden von der Kommission die Ver- 
handlungen mit der Regierung Zyperns über ein 
Assoziierungsabkommen aufgenommen. 

Türkei 

128 . Die Durchführung des am 1. September 1971 
in kraft getretenen Interimsabkommens für den 
Warenverkehr ist — soweit überschaubar — im gro- 
ßen und ganzen reibungslos angelaufen. Für die 
Einfuhr von Wein hat die Gemeinschaft autonom der 
Türkei eine 40prozentige Zollpräferenz ohne men- 
genmäßige Begrenzung eingeräumt, die jedoch an 
die Einhaltung der Referenzpreise geknüpft ist. 
Diese Regelung ist zunächst bis zum 31. August 1972 
befristet. 


Das Ratifizierungsverfahren zu dem am 23. Novem- 
ber 1970 Unterzeichneten Zusatzprotokoll für die 
Übergangsphase der Assoziation sowie den übrigen 
zum gleichen Zeitpunkt Unterzeichneten Abkommen, 
einschließlich eines zweiten Finanzprotokolls, wurde 
in der Bundesrepublik im Herbst 1971 eingeleitet. 
Nach Hinterlegung der Ratifikationsurkunden durch 
alle Vertragsparteien, die vor dem 30. September 
1972 erwartet wird, soll das Zusatzprotokoll das bis 
zu diesem Zeitpunkt befristete Interimsabkommen 
ablösen. Die Europäische Investitionsbank ist er- 
mächtigt, Darlehensanträge der Türkei zu prüfen, 
um Verzögerungen bei der Darlehensgewährung 
nach Inkrafttreten des Finanzprotokolls zu ver- 
meiden. 

Griechenland 

129 . In den Beziehungen zu Griechenland verhielt 
sich die Gemeinschaft auch in diesem Berichtszeit- 
raum abwartend. Die Begegnungen beschränkten 
sich auf die Abwicklung laufender Geschäfte der 
Assoziation. Am 12. November 1971 trat der Asso- 
ziationsrat auf Botschafterebene zusammen. Dar- 
über hinaus fanden mehrere Tagungen des Assozia- 
tionsausschusses auf Referentenebene statt. Der 
EG-Rat faßte mit der nach dem Assoziations- 
abkommen erforderlichen Zustimmung Griechen- 
lands einen Beschluß über die teilweise Ausset- 
zung des GZT für Balsamterpentinöl im Jahre 1972. 
Dagegen wurde die in früheren Jahren erteilte 
Zustimmung für eine entsprechende Aussetzung bei 
Kolophonium von griechischer Seite verweigert. 

Die Verhandlungen über die Anpassung der Einfuhr- 
regelungen der Mitgliedstaaten für griechische 
Weine an die Bedingungen der Weinmarktordnung 
sind noch im Gange. 


XVII. Assoziierungen und Präferenzabkommen 
mit außereuropäischen Ländern 

130 . Die wirtschaftlichen Beziehungen der Ge- 
meinschaft zu den 17 afrikanischen Staaten und Ma- 
dagaskar (Jaunde-II- Abkommen) sowie zu den drei 
Ostafrikanischen Staaten (Arusha-Abkommen) ent- 
wickeln sich zufriedenstellend. Die Verhandlungen 
mit Mauritius über den Beitritt der Insel zum 
Jaunde-II-Abkommen (Aufstockung des EEF um 
5 Mio RE) konnten erfolgreich abgeschlossen wer- 
den. 

131 . Die in langwieriger Arbeit zustande gekom- 
menen „Allgemeinen Bestimmungen für die Ver- 
gabe von öffentlichen Bau- und Lieferaufträgen, die 
vom Europäischen Entwicklungsfonds finanziert 
werden" sind verabschiedet worden (Verordnung 
(EWG) Nr. 282/72 des Rates). Diese Vergabebestim- 
mungen, die den Wettbewerb fördern und die Ver- 
gaben transparenter machen, bringen der deutschen 
Exportwirtschaft künftig bessere Chancen, in den 
17 afrikanischen Assoziationsländern und Mada- 
gaskar sowie den Gebieten in Ubersee, die in einem 
besonderen Verhältnis zu Frankreich und den Nie- 
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derlanden stehen, an öffentliche Aufträge zu gelan- 
gen. Darüber hinaus kommt diesem in den assoziier- 
ten Staaten mit Gesetzeskraft einzuführenden um- 
fangreichen Vorschriftenwerk die Bedeutung einer 
Rechtsvereinheitlichung auf einem Teilgebiet zu. 

132 . Die Beziehungen der Gemeinschaft zu den 
Maghreb-Ländern werden auf eine erweiterte 
Grundlage gestellt werden. Am 20. März 1972 be- 
schloß der Rat, Algerien, Marokko und Tunesien 
schon jetzt die Aufnahme von Verhandlungen zum 
Abschluß von Globalabkommen vorzuschlagen, die 
über den handelspolitischen Bereich hinaus andere 
Aktionen der wirtschaftlichen und finanziellen Zu- 
sammenarbeit einschließen würden. Damit beginnt 
die Gemeinschaft, die als Mittelmeeranrainer Mit- 
verantwortung für Stabilität und wirtschaftliche Ent- 
wicklung der Mittelmeerländer trägt, eine aktive 
Kooperationspolitik in diesem Raum. 

133 . Ebenso ist der erfolgreiche Abschluß der Ver- 
handlungen zwischen der Gemeinschaft und der 
Arabischen Republik Ägypten sowie dem Libanon 
über den Abschluß von Präferenzabkommen nach 
grundsätzlicher Einigung hinsichtlich der Behand- 
lung der Boykottproblematik abzusehen. 

134 . Damit bestehen für nahezu alle Länder des 
Mittelmeerraums vertragliche Beziehungen zur Ge- 
meinschaft bzw. sind solche in Aussicht genommen. 


XVIII. Gemeinschaftliche Politik 
der Zusammenarbeit 
mit den Entwicklungsländern 

135 . Die Kommission der EG hat Ende Juli 1971 
eine Denkschrift vorgelegt, mit der sie beabsichtigt, 
eine grundsätzliche Erörterung innerhalb der Ge- 
meinschaft über die Probleme einer gemeinschaft- 
lichen Politik der Zusammenarbeit mit den Ent- 
wicklungsländern in Gang zu setzen, und zwar mit 
dem Ziel, der Gemeinschaft schrittweise in der Ko- 
operationspolitik größeren Einfluß zu sichern. Die 
Kommission hält die derzeitige Zuständigkeitsrege- 
lung zwischen der Gemeinschaft und den Mitglied- 
staaten für unbefriedigend und weist darauf hin, daß 
infolge mangelnder Abstimmung der einzelnen Kon- 
zeptionen und Maßnahmen unter den Mitglied- 
staaten die europäische Kooperationspolitik insge- 
samt nicht effizient genug sei. Die Kommission ver- 
tritt daher die Auffassung, daß der Augenblick 
gekommen sei, die Ausarbeitung einer umfassen- 
den Kooperationspolitik der Gemeinschaft in An- 
griff zu nehmen, und regt an, nach Vorbereitung 
auf unterer Ebene solle sich der Ministerrat der 
Europäischen Gemeinschaften mit diesen Fragen 
befassen. 

Die Bundesregierung hat sich in eingehenden Dis- 
kussionen mit den Gedanken und Vorschlägen der 
Kommission auseinandergesetzt und eine Stellung- 
nahme erarbeitet, die von folgenden Leitgedanken 
ausgeht: 


1. Die Politik der Gemeinschaft muß in allen Berei- 
chen und damit auch auf dem Gebiet der Zu- 
sammenarbeit mit den Entwicklungsländern als 
kohärentes System gesehen werden, in das die 
einzelnen Aktionen in den verschiedenen Be- 
reichen (z. B. der Außen-, Außenhandels- und 
Strukturpolitik) widerspruchsfrei einzuordnen 
sind. 

2. Die einzelstaatlichen Politiken und Maßnahmen 
sollten schrittweise zusammengeführt werden, 
wobei ein besonderer Stufenplan mit zeitlicher 
Fixierung jedoch für nicht zweckmäßig gehalten 
wird. Allerdings wird Wert darauf gelegt, daß 
auch über die materiellen Grundzüge der Ko- 
operationspolitik Einigkeit besteht. 

3. über die Zusammenarbeit mit den AASM, Ent- 
wicklungsländern des Commonwealth und Län- 
dern des Mittelmeerraums hinaus wird eine 
weltweite Ausrichtung der Kooperationspolitik 
angestrebt. 


D. Sonstiges 

XIX. Beteiligung der Jugend 
am Aufbau Europas 

136 . Die Kommission hat dem Rat am 1. Februar 
1972 auf der Grundlage des vom ad-hoc- Ausschuß 
Leitender Beamter für Jugendfragen erstellten Be- 
richtes Vorschläge für die Durchführung von 
Ziffer 16 des Haager Kommuniques betreffend die 
Beteiligung der Jugend am Aufbau Europas unter- 
breitet. Sie empfiehlt dem Rat, einen Ständigen 
Ausschuß für Jugendfragen und einen Jugendbeirat 
zu errichten. Der Ausschuß soll sich aus hohen Be- 
amten der Mitgliedstaaten und aus Vertretern der 
Kommission zusammensetzen. Er soll gewährleisten, 
daß sich die Mitgliedstaaten untereinander und mit 
der Kommission laufend für die Jugendarbeit ab- 
stimmen, die auf der Gemeinschaftsebene und in 
den Mitgliedstaaten durchgeführt werden soll. Der 
Jugendbeirat, dessen Errichtung von deutscher Seite 
angeregt worden war, soll nach den Vorstellungen 
der Kommission aus Vertretern der nationalen Ju- 
gendorganisation gebildet werden. Er soll zu den 
die Jugend betreffenden Maßnahmen zur Durch- 
führung der Verträge konsultiert werden und Stel- 
lungnahmen zu neuen, die Jugend betreffenden 
Aktionen abgeben. 

Darüber hinaus will die Kommission im Jahre 1972 
die Unterrichtung der Jugend verstärken und zu 
einem Schwerpunkt ihrer Informationspolitik ausge- 
stalten. Das Europäische Parlament, dessen Politi- 
scher Ausschuß einen Bericht über die Jugend- und 
Bildungspolitik im Rahmen der Europäischen Ge- 
meinschaften erstellt hat, hat in einer Entschließung 
vom 8. Februar 1972 ähnliche Initiativen verlangt. 
Es wird Gelegenheit haben, zu den Vorschlägen der 
Kommission Stellung zu nehmen. Die Bundesregie- 
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rung tritt für eine baldige Durchführung von Zif- 
fer 16 des Haager Kommuniques ein. Sie hofft, daß 
der Rat sich noch in der ersten Hälfte des Jahres 
1972 mit den hierzu ergangenen Initiativen befas- 
sen wird, zu denen auch die Jugendorganisationen 
angehört werden sollten. 

XX. Bildungsfragen 

137 . Am 16. November 1971 haben sich in Brüssel 
zum ersten Mal die Bildungsminister der Mitglied- 
staaten der Europäischen Gemeinschaften im Rat 
getroffen; sie konnten bereits erste konkrete Schritte 
vereinbaren. Dieses Ergebnis ist als ein erster Bei- 
trag in Richtung auf eine ausgewogene Zusammen- 
arbeit auch auf dem Bildungsgebiet bedeutungsvoll. 
Die weitere Arbeit muß, wenn sie Bestand haben 
soll, in Zuordnung zur Gemeinschaft und den be- 
reits bestehenden Institutionen fortgeführt werden. 
Es ist deshalb wesentlich, daß die Bildungsminister 
regelmäßig in Ratstagungen Zusammentreffen. 

Im einzelnen sind im Rat und der Konferenz der Bil- 
dungsminister folgende Beschlüsse gefaßt worden: 

— Auf deutsche Initiative wurde die Kommission 
aufgefordert, im Hinblick auf die Notwendigkeit 
einer beschleunigten Verwirklichung der Nieder- 
lassungsfreiheit in einer besonderen Arbeits- 
gruppe unter Hinzuziehung von Hochschulexper- 
ten die Möglichkeiten einer globalen Anerken- 
nung der in den Mitgliedstaaten ausgestellten 
Diplome und sonstigen Befähigungsnachweise 
zu prüfen und dafür Vorschläge zu entwickeln. 

Die Arbeitsgruppe hat inzwischen ihre Beratun- 
gen aufgenommen. 

— Die Bildungsminister einigten sich ferner über die 
grundsätzlichen Fragen im Zusammenhang mit 
der Gründung eines Europäischen Hochschul- 
instituts in Florenz. Das Institut soll Forschern 
und Studierenden, die über das Abschlußzeugnis 
einer Hochschule verfügen, offenstehen und zu- 
nächst vier Abteilungen umfassen: Geschichte 
und Kulturgeschichte, Politik und Gesellschafts- 
wissenschaften, Rechtswissenschaften, Wirt- 


schaftswissenschaften. Als Arbeitssprachen sind 
die Sprachen der Gemeinschaft und Englisch vor- 
gesehen. 

Eine von den Ministern eingesetzte Arbeits- 
gruppe für die Ausarbeitung des Entwurfs eines 
Übereinkommens ist in der Zwischenzeit mehr- 
fach zusammengetreten. Die Arbeiten stehen 
kurz vor dem Abschluß. 

— Die Bildungsminister als im Rat vereinigte Ver- 
treter der Mitgliedstaaten beschlossen schließlich 
in Anerkennung der Notwendigkeit, eine euro- 
päische Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Bil- 
dungswesens zu verwirklichen, eine gesonderte 
Sachverständigengruppe einzusetzen, die prüfen 
wird, ob hierfür ein Europäisches Entwicklungs- 
zentrum für das Bildungswesen geschaffen wer- 
den soll und die gegebenenfalls Vorschläge hin- 
sichtlich anderer Mittel zur Verwirklichung einer 
aktiven Zusammenarbeit auf dem Gebiet des 
Bildungswesens entwickeln wird. 

Die Arbeitsgruppe hat inzwischen ihre Beratun- 
gen aufgenommen. 

XXL Bekämpfung der Rauschgiftsucht 

138 . Außenminister Schumann hat den Rat am 
20. September 1971 über die von der französischen 
Regierung vorgeschlagene Koordinierung von Maß- 
nahmen der Mitgliedstaaten und Großbritanniens 
zur Bekämpfung der Rauschgiftsucht unterrichtet. 
Die Bundesregierung hat eine Zusammenarbeit in 
diesem Bereich begrüßt und angeregt, auch die EG 
und die Beitrittsländer an dieser Aufgabe zu betei- 
ligen. 

Inzwischen hat die Kommission angekündigt, daß 
sie ihrerseits Vorschläge zur Bekämpfung der 
Rauschgiftsucht vorlegen werde. In einer Entschlie- 
ßung vom 17. Januar 1972 hat das Europäische Par- 
lament die Staats- und Regierungschefs der Mit- 
gliedstaaten aufgefordert, auf ihrer nächsten Gipfel- 
konferenz Fortschritte auf dem Wege zu einer ge- 
1 meinschaftlichen Lösung des Rauschgiftsuchtpro- 
blems zu erzielen. 


32 



Drucksadie VI/ 34 13 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Anlage 


Entschließung des Rates 
und der Vertreter der Regierungen 
der Mitgliedstaaten vom 21. März 1972 
betreffend die Anwendung der Entschließung 
vom 22. März 1971 
über die stufenweise Verwirklichung 
der Wirtschafts- und Währungsunion 
in der Gemeinschaft 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN 

UND DIE VERTRETER DER REGIERUNGEN DER 
MITGLIEDSTAATEN — 

in dem Wunsch, nach der Festsetzung neuer Wech- 
selkursbeziehungen innerhalb der Gemeinschaft die 
Entschließung des Rates und der Vertreter der Re- 
gierungen der Mitgliedstaaten vom 22. März 1971 
über die stufenweise Verwirklichung der Wirt- 
schafts- und Währungsunion in der Gemeinschaft 4 ) 
unter Beachtung einer parallelen Entwicklung zwi- 
schen der währungspolitischen Integration und der 
Konvergenz der Wirtschaftspolitiken und gemein- 
samen Maßnahmen im regionalen, strukturellen und 
sozialen Bereich weiter durchzuführen, 
gestützt auf die Mitteilung der Kommission an den 
Rat vom 12. Januar 1972, 
auf Empfehlung der Kommission, 
nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments — 

NEHMEN FOLGENDE ENTSCHLIESSUNG AN: 

I. 

Um die Entscheidung des Rates vom 22. März 1971 
über die Verstärkung der Koordinierung der kurz- 
fristigen Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten 2 ) 
wirksamer zu gestalten, werden folgende Vorschrif- 
ten erlassen: 

1. In allen Fällen, in denen ein Mitgliedstaat Maß- 
nahmen oder Entscheidungen plant, die von den 
vom Rat festgelegten wirtschaftspolitischen Leit- 
linien abweichen, findet vor der Annahme dieser 
Maßnahmen oder Entscheidungen eine Konsultation 
in der in Absatz 2 genannten Koordinierungsgruppe 
statt. Ergeben sich hinsichtlich dieser Maßnahmen 
oder Entscheidungen erhebliche Vorbehalte, so kann 
ein Mitgliedstaat oder die Kommission beantragen, 
daß diese Konsultation im Rat erfolgt; dieser tritt 
binnen acht Tagen zusammen. 

2. Zur ständigen gegenseitigen Unterrichtung der 
Mitgliedstaaten über ihre kurzfristige Wirtschafts- 
und Finanzpolitik und zur Koordinierung dieser Po- 


*) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 28 
vom 27. März 1971, S. 1 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27, März 1971, S. 12 


litik im Rahmen der vom Rat festgelegten wirt- 
| schaftspolitischen Leitlinien wird beim Rat eine 
Gruppe geschaffen, der je Mitgliedstaat ein einziger 
I besonderer Vertreter des zuständigen Ministers bzw. 
der zuständigen Minister und der ein Vertreter der 
Kommission angehören. Zu den Sitzungen der 
i Gruppe werden gegebenenfalls auch die Präsidenten 
des Ausschusses für Konjunkturpolitik, des Wäh- 
rungsausschusses und des Ausschusses für Haus- 
haltspolitik hinzugezogen. 

Die Gruppe arbeitet eng mit dem Ausschuß der 
Ständigen Vertreter zusammen, um insbesondere 
die drei Ratstagungen zur Koordinierung der Wirt- 
schaftspolitik sowie solche Ratstagungen vorzu- 
bereiten, auf denen die oben unter Absatz 1 ge- 
nannten vorherigen Konsultationen stattfinden. 

3. Die Kommission legt dem Rat nach Stellung- 
; nähme der zuständigen Ausschüsse so bald wie mög- 
lich einen Vorschlag für eine Richtlinie zur Förde- 
rung von Stabilität, Wachstum und Vollbeschäfti- 
gung in der Gemeinschaft vor. 

II. 

Um unverzülich die Maßnahmen im Regional- und 
I Strukturbereich einzuleiten, die für die endgültige 
Verwirklichung der Wirtschafts- und Währungs- 
union notwendig sind, erklärt der Rat sich grund- 
sätzlich damit einverstanden, daß 

1. der EAGFL ab 1972 für Maßnahmen zur Regional- 
entwicklung benutzt werden kann; 

2. ein Fonds für Regionalentwicklung geschaffen 
oder ein anderes System von für die Regional- 

j entwicklung geeigneten Gemeinschaftsmitteln 
eingesetzt wird. 

: Der Rat bittet die Kommission, ihm Vorschläge ge- 
mäß III 4 der Entschließung vom 22. März 1971 zu 
! unterbreiten. Er beschließt über die Vorschläge vor 

dem 1. Oktober 1972. 

I 

I ui. 

1. Um einen ersten Schritt in Richtung auf die Bil- 
dung eines eigenständigen Währungsraums im Rah- 
j men des internationalen Systems zu tun, ersucht 
! der Rat die Zentralbanken der Mitgliedstaaten, bei 
| voller Ausnutzung der vom Internationalen Wäh- 
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rungsfonds auf weltweiter Ebene zugelassenen 
Bandbreiten den zu einem bestimmten Zeitpunkt 
bestehenden Abstand zwischen der am höchsten 
und der am niedrigsten bewerteten Währung der 
Mitgliedstaaten schrittweise zu verringern. 

Zu diesem Zweck werden die Zentralbanken für eine 
erste Phase, in der die Verfahren versuchsweise an- 
gewandt werden, ersucht, auf den jeweiligen Devi- 
senmärkten nach folgenden Grundsätzen zu inter- 
venieren: 

a) von einem von den Zentralbankpräsidenten fest- 
zulegenden Zeitpunkt an erfolgen die Interven- 
tionen in Gemeinschaftswährungen, und zwar 
auf der Grundlage der auf den Märkten zu die- 
sem Zeitpunkt festgestellten Spannen; 

b) in dem Maße, in dem die Grenzen sich einander 
annähern, werden die unter Buchstabe a ge- 
nannten Spannen verringert und nicht mehr er- 
weitert; 

c) spätestens zum 1. Juli 1972 darf der Abstand zwi- 
schen den Währungen von zwei Mitgliedstaaten 
2,25 v. H. nicht übersteigen. 

Gemäß der Entschließung vom 22. März 1971 bleibt 
das längerfristige Ziel die Beseitigung jeglicher 
innergemeinschaftlicher Bandbreiten. 

2. Zu diesem Zweck werden die Zentralbanken er- 
sucht, auf den Devisenmärkten ihrer Länder nach 
folgenden Grundsätzen zu intervenieren: 

— in Gemeinschaftswährungen, wenn deren Kurse 
auf dem betreffenden Devisenmarkt die nach Ab- 
satz 1 höchstzulässige Schwankungsgrenze er- 
reichen; 

— in US-Dollar, wenn der Kurs des Dollars auf dem 
betreffenden Devisenmarkt die nach den Vor- 
schriften des Internationalen Währungsfonds 
höchstzulässige Schwankungsgrenze erreicht; 

— innerhalb dieser Schwankungsgrenzen nur nach 
konzertierter Entscheidung der Zentralbanken. 


3. Die Zentralbanken werden ersucht, die bei Inter- 
| ventionen in Gemeinschaftswährungen sich erge- 
| benden Salden binnen eines Monats auszugleichen, 

j abgesehen von Ausnahmen, die im Ausschuß der 
Zentralbankpräsidenten vereinbart werden. Die Ein- 
zelheiten werden von den Zentralbanken festgelegt, 
wobei die Art des Saldenausgleichs sich an der 
Struktur der Währungsreserven des Schuldnerlan- 
des zu orientieren hat. 

4. Unter diesen Umständen hält der Rat es für 
wichtig, daß der Währungsausschuß und der Aus- 
schuß der Zentralbankpräsidenten gemäß III 8 der 
Entschließung vom 22. März 1971 spätestens zum 
30. Juni 1972 einen Bericht über die Errichtung, die 
Aufgaben und die Satzung eines Europäischen Fonds 
für währungspolitische Zusammenarbeit vorlegen 
können. 

Der Rat wird vor Ende 1972 über die Schlußfolge- 
rungen dieses Berichts beschließen. 

5. Um übermäßige Kapitalzuflüsse entmutigen und 
ihre unerwünschten Auswirkungen auf die binnen- 
wirtschaftliche Liquidität neutralisieren zu können, 
verabschiedet der Rat die von der Kommission am 
23. Juni 1971 vorgeschlagene Richtlinie zur Regu- 
lierung der internationalen Finanzströme und zur 
Neutralisierung ihrer unerwünschten Wirkungen 
auf die binnenwirtschaftliche Liquidität. 

IV. 

Der Rat ist übereingekommen, die Vorschläge der 
Kommission zur Verwirklichung der ersten Stufe der 
Wirtschafts- und Währungsunion, insbesondere ihre 
Vorschläge zur Steuerharmonisierung und zum 
schrittweisen Aufbau eines europäischen Kapital- 
i marktes, mit Vorrang auf seine Tagesordnung zu 
| setzen-, er wird über diese Vorschläge binnen sechs 
Monaten nach ihrer Aufnahme in die Tagesordnung 
j beschließen. 
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